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Krieg und Klimawandel
 EDITORIAL

Es herrscht Krieg in Europa. Dass ein euro-
päisches Land erklärtermaßen einem  
anderen das Existenzrecht abspricht und 
anschließend mit massivem Militärein-
satz versucht, diesen Staat von der Land-
karte zu tilgen – bis zum Beginn dieses 
Jahres ein vollkommen unvorstellbares 
Szenario. Europa und die freie Welt ste-
hen erschüttert vor den schrecklichen 
Bildern aus dem Krieg in der Ukraine, von 
denen viele an die Situation in deutschen 
Städten zum Ende des Zweiten Welt-
kriegs erinnern. Es nötigt tiefen Respekt 
ab, wie unerschrocken sich die Ukraine 
gegen den übermächtigen Gegner zur 
Wehr setzt, während weltweites Entset-
zen herrscht über die verübten Verbre-
chen der russischen Streitkräfte und die 
zahlreichen Angriffe auf die Zivilbevölke-
rung. Es bleibt nur die Hoffnung, dass es 
bald eine diplomatische Lösung geben 
wird. 

Sicherheits- und Verteidigungsfragen ge-
hören nicht zum Schwerpunkt der Tätig-
keit unseres Instituts für den öffentlichen 
Sektor. Insofern können wir keine Erkennt-
nisse zu den aktuell drängenden Fragen 

des Kriegsverlaufs und der unmittelbaren 
weltweiten Auswirkungen liefern. Es ist 
aber offenkundig, dass der Staat und 
seine Organisation von der Zeitenwende 
betroffen sind. Die öffentliche Verwal-
tung und die öffentlichen Unternehmen 
werden sich auf neue Herausforderungen 
einstellen müssen. Sehr wahrscheinlich 
wird die neue Weltlage der aus dem Kal-
ten Krieg gewohnten Situation entspre-
chen: Das westliche Bündnis mit offenen 
Strukturen und (hoffentlich) weiter offenen 
Grenzen auf der einen und die autokra-
tisch regierten Länder wie Russland und 
China auf der anderen Seite. Für die west-
lichen Staaten bedeutet dies sicherlich 
eine durchaus schmerzhafte Rückbesin-
nung auf die Bedeutung äußerer Sicher-
heit, hohe Verteidigungsausgaben und 
eine Neuentdeckung des Zivilschutzes. 

Eines ist definitiv klar: Der Ukraine-Krieg 
stellt nach der Finanzkrise und der Coro-
napandemie das dritte negative Groß
ereignis innerhalb von nur 15 Jahren dar, 
wobei sich die unbewältigte Pandemie 
und der Krieg auf folgenschwere Weise 
überlagern. Die durch die Finanzkrise er-
heblich gestiegene Staatsverschuldung 
ist in vielen Ländern eine erhebliche 
Bürde, die wiederum die Bekämpfung 
der letzten beiden Krisen erschweren 
dürfte. Unser Institut hat bereits vor zehn 
Jahren auf das Problem der hohen Schul-
den aufmerksam gemacht. Die aufgrund 
der größtenteils kriegsbedingten Energie-
preissteigerungen zurückgekehrte Infla-
tion erzwingt eine Beschleunigung der 
seit Jahren erwarteten Zinswende, die 
wiederum die Staatsschulden verteuern 
wird. Insofern sieht sich der Staat einer 
unheilvollen Kombination aller drei Krisen 
gegenüber. 

Noch gar nicht enthalten sind darin der 
weiter anhaltende Klimawandel und die 
Nachhaltigkeitsagenda zur Bekämpfung 

der globalen Herausforderungen in öko
logischer, sozialer und ökonomischer 
Hinsicht. Genau dieser Agenda ist die 
Ausgabe unserer Zeitschrift gewidmet. 
Wir haben daran festgehalten, weil wir 
der Meinung sind, dass diese drängen-
den Probleme weiter der Lösung harren, 
auch wenn aktuelle Krisen und der Krieg 
das Bild derzeit anders erscheinen las-
sen. Gerade die Umsteuerung der globa-
len Finanzmärkte auf Nachhaltigkeit wird 
auch die öffentliche Verwaltung und  
die Unternehmen der öffentlichen Hand  
unter Zugzwang setzen, wie im Schwer-
punktartikel dieser Ausgabe ausgeführt 
wird. Ähnliches gilt für das Lieferket- 
tensorgfaltspflichtengesetz, das in einem 
weiteren Beitrag beleuchtet wird. 

In einem Standpunktbeitrag wird aus 
juristischer Perspektive darauf aufmerk-
sam gemacht, dass Maßnahmen zum 
Klimaschutz und eine nachhaltige Unter-
nehmensführung zunehmend auch recht-
lich erzwungen werden – ein Faktum, auf 
das auch in der Vergangenheit von uns 
schon aufmerksam gemacht wurde. In 
einer Kurzbefragung sind wir der Frage 
nachgegangen, wie der Datenschutz im 
öffentlichen Sektor gehandhabt wird.  
Zugleich stellen wir im Rahmen unserer 
Initiative „myGovernment“ wieder tech-
nologieorientierte Start-ups mit ihren digi
talen Lösungen vor. 

Wir wünschen Ihnen trotz allem eine 
gute Zeit. 

Ulrich Maas

Vorsitzender 
Institut für den öffentlichen Sektor e. V.
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Das Finanzsystem steht in einem weltweiten epochalen Umbruch: Nicht mehr nur finanzielle  

Erwägungen sollen bei Investitions- und Kreditentscheidungen eine Rolle spielen, sondern in  

immer stärkerem Maße nichtfinanzielle Aspekte in Bezug auf Umwelt, Soziales und Unterneh-

mensführung – englisch: Environment, Social, Governance (ESG). „Sustainable Finance“, ein 

nachhaltiges Finanzwesen, ist das neue Schlagwort. Während etwa Banken und kapitalmarkt

orientierte Großunternehmen schon jetzt entsprechende gesetzliche Vorschriften anwenden 

müssen, scheint der öffentliche Sektor einschließlich seiner Unternehmen davon noch relativ 

wenig berührt zu sein. Dies dürfte jedoch nicht mehr lange so bleiben. In diesem Beitrag wird 

dargestellt, was Nachhaltigkeit im Finanzwesen bedeutet und welche Auswirkungen auf den  

öffentlichen Sektor zu erwarten sind. 

Sustainable Public Finance: Nach­
haltiges Finanzwesen und die Aus­
wirkungen auf den öffentlichen Sektor 

SCHWERPUNKTTHEMA

Nachhaltigkeit hält Einzug in den Finanzsektor 
Sustainable Finance spiegelt grundsätzlich ein weites Verständnis von Nachhaltigkeit 
wider, das sowohl eine ökologische als auch eine soziale und eine ökonomische  
Dimension aufweist. Dieses „Drei-Säulen-Modell“ der Nachhaltigkeit geht auf den 
Bericht einer Enquete-Kommission des Deutschen Bundestages von 1998 zurück 
und gilt als prägend für die deutsche Nachhaltigkeitspolitik1. Zwar ist dieses Ver-
ständnis von Nachhaltigkeit nicht vollständig deckungsgleich mit dem im Finanz-
markt üblichen Begriff ESG, geht aber nicht zuletzt durch dessen Mehrdimensio- 
nalität in die gleiche Richtung und dürfte in der praktischen Anwendung in der Wirt-
schaft kaum Unterschiede aufweisen. Ähnliches dürfte auch für die Abgrenzung  
von Sustainable Finance und Green Finance gelten. Nach dem Verständnis der  
deutschen Bundesregierung wäre Green Finance ausschließlich auf die Beachtung 
von Klima- und Umweltschutz bezogen2. Durch die überragende Bedeutung des 
Kampfes gegen den Klimawandel, den auch der augenblickliche Stand der Taxono-
mie widerspiegelt, dürfte der Begriff Green Finance in nicht wenigen Fällen für mehr 
als ausschließlich umweltgerechte Finanzierung und gewissermaßen stellvertretend 
für die gesamte Bandbreite von Nachhaltigkeit stehen. 

In dem Thema Sustainable Finance sah bereits die alte Bundesregierung 2021 einen 
„wirkmächtigen Hebel“, um politische Ziele beim Umweltschutz oder die Wahrung 
der Menschenrechte in den Lieferketten zu unterstützen. Mit der Deutschen Sustai-

1	 Vgl. Heinrichs, H.; Schuster, F. 2018, Nachhaltige Verwaltung, in Veit, S. et al. (Hrsg.), Handbuch zur Verwaltungsreform, Springer VS,  
Wiesbaden, S. 204

2	 Vgl. Bundesregierung 2021, Deutsche Sustainable Finance-Strategie, Berlin, S. 6
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nable Finance-Strategie sollte Sustainable Finance vorangebracht werden, deren Chan-
cen sollten genutzt werden und Deutschland als Finanzstandort sollte gestärkt werden. 
Der Bund sollte als Vorbild für Sustainable Finance im Finanzsystem etabliert werden3. 

Nachhaltige Vermögenswerte und die „Green Asset Ratio“ 
Aus Sicht der Banken hat vor allem die Taxonomie-Verordnung der EU eine erheb
liche Bedeutung nicht zuletzt für ihre Kreditentscheidungen. Mit dieser wird letztlich 
regulatorisch bestimmt, was künftig als ökologisch nachhaltige Aktivität eines Unter-
nehmens anzuerkennen ist. Grundlage für die Taxonomie sind die Umweltziele der EU, 
zum Beispiel Klimaschutz und Anpassung an den Klimawandel (siehe Abbildung 1). 
Für die Banken liege der Fokus auf der Investitions- bzw. Anlageseite, das heißt, dies 
betreffe zum Beispiel die Anleihen der Banken selbst. Die Taxonomie dürfte aber 
auch für das Kreditgeschäft relevant werden4. Bei der Kreditvergabe würden Banken 
„verstärkt auf interne und externe Nachhaltigkeitsbewertungen“ zurückgreifen. Für 
die nachhaltige Ausrichtung von Kreditportfolios sei es „entscheidend zu wissen, 
wie hoch beispielsweise der CO2-Fußabdruck eines Unternehmens ist“5. An dieser 
Stelle sei darauf hingewiesen, dass auch Nichtbanken die Taxonomie anwenden 
müssen. Grundlage hierfür ist die Richtlinie zur nichtfinanziellen Berichterstattung 
(NFRD) der EU, die seit dem Geschäftsjahr 2017 kapitalmarktorientierte Großunter-
nehmen und Finanzdienstleister etwa zur Offenlegung derjenigen Umsatzanteile ver-
pflichtet, die Taxonomie-konform erwirtschaftet wurden. Für Kreditinstitute wird  
erwartet, dass die entsprechende „Green Asset Ratio“ – also der Anteil Taxonomie-
konformer Vermögens- und Anlagenwerte am Gesamtvermögen – einen „künftig 
weitreichenden Einfluss auf die (Finanz-)Berichterstattung“ haben werde6. Hinzuwei-
sen ist aber darauf, dass es derzeit noch keine festen Zielgrößen gibt, die hierbei  
verpflichtend zu beachten wären. 7 8 9 10

3	 Vgl. Bundesregierung 2021, Deutsche Sustainable Finance-Strategie, Berlin, S. 10

4	 Bundesverband deutscher Banken 2022, fokus Unternehmen: Sustainable Finance, Berlin, S. 10

5	 Bundesverband deutscher Banken 2022, fokus Unternehmen: Sustainable Finance, Berlin, S. 7

6	 Bundesverband deutscher Banken 2022, fokus Unternehmen: Sustainable Finance, Berlin, S. 11

7	 Vgl. Bundesverband deutscher Banken 2022, fokus Unternehmen: Sustainable Finance, Berlin, S. 3, und Bundesregierung 2021,  
Deutsche Sustainable Finance-Strategie, Berlin, S. 10

8	 Vgl. United Nations General Assembly (2015), Resolution 70.1, Transforming our world: the 2030 Agenda for Sustainable Development

9	 Vgl. https://ec.europa.eu/info/business-economy-euro/banking-and-finance/sustainable-finance_de (abgerufen am 13.9.2021)

10	 Vgl. Bank of International Settlements 2021, Achievements and challenges in ESG markets, BIS Quarterly Review, December, S. 86

Was bedeutet nachhaltige  
Finanzierung? 
Sustainable Finance als Begriff bedeutet  

die Einbeziehung von ESG-Aspekten in die 

Entscheidungen von Finanzakteuren (Ban-

ken, Fonds, Investmentgesellschaften usw.) 

und umfasst deren Auswirkungen, zum  

Beispiel auf die Unternehmensfinanzie-

rung7. Der Begriff „Nachhaltigkeit“ kommt 

zwar bereits aus dem frühen 18. Jahrhun-

dert, seine bedeutendste Kodifizierung 

stammt aber aus dem Jahr 2015: In diesem 

Jahr verabschiedeten die Vereinten Natio-

nen ihre „Agenda 2030“ für nachhaltige 

Entwicklung, in deren Mittelpunkt siebzehn 

Nachhaltigkeitsziele (Sustainable Develop-

ment Goals, SDGs) stehen8. In diesem Rah-

men veränderte die EU-Kommission bereits 

vor dem Ende 2019 verkündeten „Green 

Deal“ mit einem Maßnahmenbündel die  

Finanzmarktregulierung im Sinne der Nach-

haltigkeit. Hierzu gehören beispielsweise 

Offenlegungspflichten für Marktteilnehmer, 

die Transparenz darüber schaffen sollen,  

ob eine bestimmte Wirtschaftsaktivität 

nachhaltig ist. Grundlage dafür ist nicht zu-

letzt die EU-Taxonomie, ein Klassifizie-

rungssystem für umweltfreundliche Inves

titionen.9 Der entsprechende Markt wächst 

rasant: Laut Bank für Internationalen Zah-

lungsausgleich (BIZ) hat sich das Volumen 

von als ESG gekennzeichneten Anleihen in 

den letzten fünf Jahren verzehnfacht und 

beträgt aktuell über zwei Billionen Dollar10. 

Abbildung 1: Übersicht – Die sechs Umweltziele der EU laut Taxonomie-Verordnung

Quelle: KPMG AG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft (2021) 

6 Schutz und Wiederher
stellung der Biodiversität 
und der Ökosysteme

54
Übergang zu einer  
Kreislaufwirtschaft

Vermeidung und  
Verminderung der Umwelt-
verschmutzung

3 Nachhaltige Nutzung  
und Schutz von Wasser-  
und Meeresressourcen

21
Klimaschutz Anpassung an den  

Klimawandel
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Klimarisiken für Vermögensgegenstände 
Zudem ist in der Bankenregulierung der Trend erkennbar, Nachhaltigkeitsrisiken – vor 
allem solche infolge des Klimawandels – als neue Kategorie im Rahmen des bankeige-
nen Risikomanagements aufzufassen. Belege dafür sind das entsprechende Merk-

blatt der deutschen Finanzaufsichtsbehörde BaFin11 sowie der 
erstmals 2022 durchgeführte „Klima-Stresstest“ der Europä
ischen Zentralbank EZB12. Hintergrund ist in beiden Fällen unter 
anderem die Annahme, dass durch den steigenden Meeres-
spiegel aufgrund des Klimawandels von Banken finanzierte 

Vermögensgegenstände untergehen können (zum Beispiel küstennahe Gebäude), 
und der Klimawandel damit aus Bankensicht ein unmittelbares geschäftliches Risiko 
darstellt. 

Weltweit gültige Standards fehlen
Bei all dem darf jedoch nicht außer Betracht bleiben, dass es nach wie vor keinen 
weltweit anerkannten Standard dafür gibt, was ESG bzw. Nachhaltigkeit in der  
Finanzwelt, etwa bei nachhaltigen Anleihen (wie beispielsweise „Green Bonds“), 
wirklich bedeutet. Die BIZ hat unlängst darauf aufmerksam gemacht, dass eine sol-
che Bezeichnung von den Emittenten selbst vergeben wird und unter Umständen 
Marketingerwägungen folgt13. Abhilfe könnten etwa spezialisierte Ratingagenturen 
schaffen, deren (steigende) Bedeutung aber wohl noch nicht mit denen klassischer  
Finanzratings Schritt halten kann. Erkennbar ist auch ein Bemühen von Regulierungs-
behörden, dem „Greenwashing“ gerade bei Finanzanlageprodukten durch Standardi
sierung einen Riegel vorzuschieben14. 

Möglicherweise kann auch eine Prüfungspflicht für mehr Verbindlichkeit sorgen. Im 
April 2021 hat die EU-Kommission eine Ausweitung der erwähnten nichtfinanziellen 
Berichterstattung nach der NFRD angekündigt. Die kommende Corporate Sus
tainability Reporting Directive (CSRD) würde alle Kapitalgesellschaften ab 250 Be-
schäftigten sowie mit entweder einer Bilanzsumme von mehr als 20 Millionen Euro 
oder einem Umsatz von über 40 Millionen Euro zu einer Nachhaltigkeitserklärung 
und einer prüferischen Durchsicht derselben verpflichten. Die Zahl der Unterneh-
men, die sich zur Nachhaltigkeit der eigenen Geschäftstätigkeit – unter Anwendung 
der EU-Taxonomie – erklären müssten, würde durch die neue Richtlinie um ein Viel-
faches steigen. Dies dürfte in der EU die Beurteilung, ob und inwieweit ein Unter-
nehmen als nachhaltig anzusehen ist, mindestens tendenziell erleichtern. 15

Auswirkungen auf den öffentlichen Sektor
Nachhaltigkeitsberichterstattung öffentlicher Unternehmen
Die zu erwartende CSRD-Richtlinie wird nach einer Schätzung des Instituts für den 
öffentlichen Sektor erstmals öffentliche Unternehmen außerhalb des Finanzsektors 
in zahlenmäßig nennenswerter Größe betreffen. Wahrscheinlich wären bis zu 3.000 
der insgesamt etwa 18.500 öffentlichen Unternehmen erstmals gesetzlich zur Nach-
haltigkeitsberichterstattung verpflichtet. Weit überwiegend sind darunter wohl kom-
munale Unternehmen. Öffentliche Banken und der Sparkassensektor waren schon 
von der bisherigen NFRD betroffen. Neben der erwähnten Prüfungspflicht würde 
künftig die Berichterstattung gegenüber der bisherigen NFRD auch inhaltlich erwei-
tert werden (siehe Kasten links). 

Auch formell soll die Berichtslegung verbindlicher werden. Sie soll künftig zwingend 
im Lagebericht erfolgen (das heißt integrierte Berichterstattung), zudem wurden von 

11	 BaFin Bundesamt für Finanzdienstleistungsaufsicht 2021, Merkblatt zum Umgang mit Nachhaltigkeitsrisiken, https://www.bafin.de/SharedDocs/
Downloads/DE/Merkblatt/dl_mb_Nachhaltigkeitsrisiken.html (abgerufen am 11.3.2022)

12	 Atzler, E.; Osman, Y. 2022, Druck beim Klima-Streßtest, Handelsblatt, 21.2.2022, S. 30–31

13	 Bank of International Settlements 2021, Achievements and challenges in ESG markets, BIS Quarterly Review, December, S. 87

14	 Börsen-Zeitung 2022, ESMA sagt Greenwashing den Kampf an, 21.2.2022, S. 3

15	 Vgl. Gundel, A. et al. 2021, Nachhaltigkeitsberichterstattung, Audit Committee Quarterly extra, S. 11

Das bankeigene Risikomanagement  
berücksichtigt zunehmend potenzielle Schäden 

durch Klimawandel

Inhalte der künftigen Nachhaltig-
keitsberichterstattung nach  
CSRD (Auszug)15 
– �Umwelt-, Sozial- und Arbeitnehmer- 

belange (bereits in geltender NFRD  

enthalten)

– �Corporate-Governance-Aspekte: zum  

Beispiel Rollen von Vorstand und Auf-

sichtsrat sowie Unternehmensethik und 

-kultur, einschließlich Lobbyaktivitäten

– �Resilienz des Geschäftsmodells und  

der Unternehmensstrategie in Bezug  

auf Nachhaltigkeitsrisiken

– �Kompatibilität der Unternehmens- 

planung mit dem Pariser Klimaziel der  

Begrenzung der Erderwärmung auf  

maximal 1,5 Grad Celsius

– �Berücksichtigung von Stakeholder- 

Interessen und Nachhaltigkeitsaspekten  

im Rahmen des Geschäftsmodells und  

der Unternehmensstrategie

– �Ziele und Zielerreichung in Bezug auf  

Nachhaltigkeitsaspekte

– �Maßnahmen, die zur Prävention, Milde-

rung oder Beseitigung von negativen  

Auswirkungen ergriffen werden

– �Einbezug der Lieferkette

© 2022 Institut für den öffentlichen Sektor e.V. Alle Rechte vorbehalten.
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der EU-Kommission einheitliche Berichtsstandards unter der Bezeichnung European 
Sustainability Reporting Standards (ESRS) angekündigt, für die kontinuierlich Ent-
würfe vorgestellt werden16. Nach eigener Aussage der EU-Kommission soll durch 
die CSRD sichergestellt werden, dass die Berichtspflichten 
der Unternehmen mit der Taxonomie übereinstimmen17. Anzu-
merken ist, dass auch die Taxonomie selbst derzeit weiterent-
wickelt wird. Im Mittelpunkt steht das Vorhaben, die bisheri-
gen ökologisch geprägten Standards durch eine „soziale Taxonomie“ zu ergänzen, 
die vor allem Mindeststandards für die Arbeitsbedingungen, unter denen Produkte 
hergestellt werden, etablieren soll18. Im März 2022 wurden auf Veranlassung der  
EU-Kommission auch Empfehlungen vorgelegt, die ökologische Taxonomie über die 
bisherigen klimabezogenen EU-Umweltziele hinaus auf alle Ziele auszudehnen und 
auch für diese Bewertungskriterien zu etablieren19 (siehe Abbildung 1 auf Seite 5). 

Finanzierung öffentlicher Unternehmen
Die künftige Berichtspflicht ist zwar nicht exklusiv auf den Finanzmarkt ausgerichtet, 
seitens der EU-Kommission aber ausdrücklich der Initiative Sustainable Finance  
zugeordnet worden. Ihre Inhalte bedienen offenkundig die ESG-Agenda der Finanz-
marktakteure. Die Erstellung der gesetzlich geforderten Berichte seitens der betrof-
fenen Unternehmen bedarf der Sammlung entsprechender Daten, die wiederum auch 
für die Datenlieferung gegenüber Kapitalgebern benötigt werden. Angesichts der ge-
rade für die typischen Branchen öffentlicher Unternehmen erheblichen Investitions-
bedarfe, etwa in erneuerbare Energien (Energiewende) oder in ökologisch verträgli-
che Verkehrssysteme (Verkehrswende), dürfte diese ebenfalls entscheidende Bedeu-
tung haben. Schon jetzt wird seitens der Stadtwerke befürchtet, dass nicht zuletzt 
die strengen Vorgaben der EU-Taxonomie – trotz der kürzlich beschlossenen, viel kri-
tisierten Ausnahmen – die Finanzierung von Investitionen zum Beispiel in moderne 
fossile Gaskraftwerke, die zur Versorgungssicherheit als notwendig gelten, erheblich 
erschweren könnten20. Inwiefern angesichts des Ukraine-Kriegs solche Investitionen 
überhaupt noch sinnvoll sind, soll an dieser Stelle nicht behandelt werden. 

Zusätzlich zu Finanzierungen durch Banken und Sparkassen sind für öffentliche Insti-
tutionen – sowohl Unternehmen als auch Gebietskörperschaften – Fördermittel 
wichtig. Auch hier ist der Trend erkennbar, die Ausreichung 
solcher Mittel mit Nachhaltigkeitsvorgaben zu versehen. Bei-
spielhaft sei hier die bundeseigene Förderbank KfW genannt, 
die bereits im September 2021 „Sektorleitlinien für bestimmte 
emissionsstarke Sektoren“ vorgestellt hat. Sie sollen dem Ziel dienen, das Neuge-
schäft im Einklang mit dem bereits erwähnten Pariser Klimaabkommen zu gestalten. 
Treibhausgasintensive Technologien, die weder mit der langfristig angestrebten 
Treibhausgasneutralität des eigenen Kreditportfolios vereinbar noch für eine Über-
gangsphase erforderlich seien, würden „ausgesteuert“21. 

Finanzierung von Gebietskörperschaften
Auch für die Gebietskörperschaften selbst ist Sustainable Finance schon jetzt rele-
vant. Dies bestätigen entsprechende Aussagen des Deutschen Städtetags, die EU-
Taxonomie sei „keine Zukunftsmusik“ mehr, Nachhaltigkeitsgrundsätze würden im 
städtischen Finanzmanagement mehr Gewicht bekommen22. Allerdings wird auch 

16	 Vgl. https://www.drsc.de/news/efrag-ptf-veroeffentlicht-ein-weiteres-arbeitspapier (abgerufen am 18.4.2022)

17	 Europäische Kommission 2021, Vorschlag für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates zur Änderung der Richtlinien 2013/34/EU, 
2004/109/EG und 2006/43/EG und der Verordnung (EU) Nr. 537/2014 hinsichtlich der Nachhaltigkeitsberichterstattung von Unternehmen,  
21.4.2021, S. 6

18	 Vgl. Platform on Sustainable Finance 2022, Final Report on Social Taxonomy, February, https://ec.europa.eu/info/sites/default/files/business_eco-
nomy_euro/banking_and_finance/documents/280222-sustainable-finance-platform-finance-report-social-taxonomy.pdf (abgerufen am 18.4.2022)

19	 Vgl. https://ec.europa.eu/info/business-economy-euro/banking-and-finance/sustainable-finance/overview-sustainable-finance/platform-sustainable-
finance_en#activities (abgerufen am 18.4.2022)

20	 Vgl. Frankfurter Allgemeine Zeitung 2022, Zu strenge Auflagen für Erdgas? Stadtwerke für Lockerung der EU-Taxonomie, 12.1.2022, S. 17

21	 KfW Bankengruppe 2021, Hintergrundpapier zu den Paris-kompatiblen Sektorleitlinien der KfW-Bankengruppe, September, S. 1 und S. 3

22	 Göppert, V.; Frischmuth, B. 2021, Taxonomie ist keine Zukunftsmusik, Der Neue Kämmerer, 12, S. 1

Die derzeitige ökologisch ausgerichtete Taxonomie 
soll um soziale Aspekte erweitert werden

Die Fördermittelvergabe soll künftig an Nachhaltig-
keitsvorgaben geknüpft werden
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darauf aufmerksam gemacht, dass Auflagen von Fördermittelgebern nicht zu einem 
„Gängelband“ für Kommunen werden dürften. Zwar sei davon auszugehen, dass  
Finanzierungen künftig stärker an bestimmte (nachhaltige) Verwendungszwecke  
gebunden sein werden, vor dem Hintergrund des Gesamtdeckungsprinzips müsse 
der Kommunalkredit aber frei verfügbar bleiben23. Abgesehen von diesen Aussagen 
ist bislang nur in äußerst seltenen Ausnahmefällen bekannt geworden, dass Nachhal-
tigkeitsgesichtspunkte eine Kreditgewährung an Gebietskörperschaften beeinflusst 
haben. 

Bereits seit einigen Jahren sind von deutschen Gebietskörperschaften „grüne“ Wert-
papiere im Umlauf, mit denen die jeweiligen Emittenten Ausgaben im Bereich Nach-
haltigkeit am Kapitalmarkt finanzieren. Auch erste „Social Bonds“ wurden im kommu-
nalen Bereich zur Finanzierung sozialpolitischer Vorhaben begeben. Der Bund hat nach 
Angaben der bundeseigenen Finanzagentur in Frankfurt am Main im Jahr 2020 erst-
mals Grüne Bundeswertpapiere emittiert.24 Von einzelnen Bundesländern und Kom-

munen sind ebenfalls nachhaltige Kapitalmarktfinanzierungen 
zu verzeichnen, die sich, wie bei solchen Instrumenten üblich, 
hoher Nachfrage erfreuen und für die Emittenten Zinsvorteile 
versprechen25. Abgesehen von der eher geringen Bedeutung 

stoßen diese Wertpapiere allerdings auch auf fachliche Skepsis. So argumentierte 
der Wissenschaftliche Beirat beim Bundesfinanzministerium, die Anlage in „grüne“ 
Staatspapiere solle nicht mit der Erwartung verbunden sein, dass der Staat mit den 
angelegten Mitteln mehr für das Erreichen von ESG-Zielen unternehmen werde, 
eine „Zweckbindung“ von Staatsanleihen sei haushaltsrechtlich nicht vorgesehen26. 

Nachhaltigkeitsberichterstattung von Gebietskörperschaften (noch)  
ungeregelt
Verglichen mit den öffentlichen Unternehmen fällt bei Gebietskörperschaften die  
erheblich geringere Rolle der Nachhaltigkeitsberichterstattung auf. Zwar veröffent
lichen der Bund, die Länder und eine Reihe von Kommunen Nachhaltigkeitsberichte 
zum Teil regelmäßig27, eine gesetzliche Regelung oder Standardisierung gibt es  
jedoch nicht. Im kommunalen Bereich ist 2021 angelehnt an den Deutschen Nach-
haltigkeitskodex (DNK) ein kommunaler Berichtsrahmen für Nachhaltigkeitsbericht
erstattung entstanden28. Letzterer weist ausdrücklich Bezüge zum Haushaltswesen 

auf, womit entsprechend dem Trend in der Wirtschaft erste  
Ansatzpunkte einer integrierten Berichterstattung erkennbar 
sind. Einzelne Kommunen in Deutschland haben parallel  
bereits in der Praxis entsprechende Ansätze umgesetzt. Von 

einer Integration, wie sie im Rahmen der zuvor beschriebenen CSRD-Berichtslegung 
für Großunternehmen geplant ist – Nachhaltigkeits- und Finanzberichterstattung  
erscheinen gemeinsam im Lagebericht –, sind die Gebietskörperschaften damit aber 
noch weit entfernt. Da die Regulierung des Finanzsektors, beispielsweise der Kredit-
institute, nicht zwischen privaten und öffentlichen Kreditnehmern unterscheidet, 
dürften auf die öffentliche Hand aber mittelfristig die gleichen Informationsanfor
derungen zukommen wie auf private Unternehmen. 

Geschäftsmodelle restrukturieren, Berichtswesen aufbauen –  
Handlungsoptionen für öffentliche Unternehmen
Die Auswirkungen einer konsequent auf Nachhaltigkeitsanforderungen ausgerichte-
ten Finanzierungsszene stellen mindestens langfristig Geschäftsmodelle infrage. 

23	 Göppert, V.; Frischmuth, B. 2021, Taxonomie ist keine Zukunftsmusik, Der Neue Kämmerer, 12, S. 7

24	 Vgl. https://www.deutsche-finanzagentur.de/de/institutionelle-investoren/bundeswertpapiere/gruene-bundeswertpapiere (abgerufen am 16.3.2022)

25	 Vgl. Deutsche Bundesbank 2021, Green Bond Monitor, September, S. 28 f.

26	 Vgl. Stellungnahme des Wissenschaftlichen Beirats im BMF 2021: Grüne Finanzierung und Grüne Staatsanleihen, Monatsbericht des BMF, Juni, S. 58 f.

27	 Vgl. Schuster, F.; Broll, M. 2021, Klimaschutz und Nachhaltigkeitssteuerung – was ist zu tun und wie kann es gehen?, PublicGovernance – Zeitschrift für 
öffentliches Management, Herbst, S. 12

28	 https://www.nachhaltigkeitsrat.de/wp-content/uploads/2021/03/20210309_Berichtsrahmen-Nachhaltige-Kommune.pdf (abgerufen am 13.5.2022)

Auf kommunaler Ebene erste „grüne“ Wert- 
papiere und „Social Bonds“

Nachhaltigkeitsberichterstattung der öffentlichen 
Hand könnte verbindlich werden
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Wie schon zuvor dargestellt, werden zum Beispiel Investitionen in fossile Energie
erzeugung – möglicherweise kurzfristig abgemildert durch die Folgen des Ukraine-
Kriegs – künftig kaum noch am Markt finanzierbar sein. Auch für Wohnungsunter-
nehmen dürften Standards nachhaltigen Bauens bald unumgänglich werden. Im Ver-
kehrsbereich stellt die direkte Nullemissionsvorgabe der EU-Taxonomie ab 2025 eine 
so hohe Anforderung29, dass sie beispielsweise für Omnibusse mit herkömmlicher 
Technologie nicht mehr erfüllbar sein wird. Die Aufzählung von Branchen öffentlicher 
Unternehmen ließe sich fortsetzen. Gemeinsam ist allen, dass erhebliche Investitio-
nen erforderlich sein werden, um diese Transformation umzusetzen. Gleichzeitig 
werden Kapitalgeber unter Umständen umfangreiche Nachweise dafür fordern, dass 
diese Mittel in nachhaltige Technologien und Geschäftsmodelle fließen, weil sie ih-
rerseits für ihre Kapitalgeber diesbezügliche Daten liefern müssen. 

Für die Unternehmen bedeutet dies, Nachhaltigkeits-Daten- und -Controllingsysteme 
aufzusetzen, um dem Datenbedarf begegnen zu können. Diese Systeme werden 
auch gebraucht, um die öffentlichen Berichtspflichten, etwa nach der CSRD, zu erfül-
len. Zusätzlich müssen künftig auch Risikomanagementsysteme und Interne Kontroll
systeme eine Nachhaltigkeitskomponente enthalten. Längerfristig dürfte der aus der 
aktuell bevorstehenden Regulierung hervorgehende Trend zur integrierten Bericht
erstattung die gesamte Wirtschaft erfassen. Unternehmen aller Größenordnungen 
sollten sich darauf einstellen, indem sie schon jetzt die Harmonisierung von Finanz- 
und Nachhaltigkeitsberichterstattung einleiten. Auch die Prüfungspflicht für nicht
finanzielle Bestandteile von Lageberichten dürfte sich als Standardfall flächen
deckend etablieren. Abschlussprüfungen wären demnach um eine entsprechende 
Aufgabe zu erweitern. 

Auch die Aufgaben von Geschäftsleitung und Aufsichtsrat wer-
den sich entsprechend um ein Nachhaltigkeitsmanagement 
und dessen Überwachung erweitern30. Exemplarisch mag dafür der aktuelle Vor-
schlag einer entsprechenden Novelle des Deutschen Corporate Governance Kodex 

29	 Vgl. EU Technical Expert Group on Sustainable Finance 2020, Taxonomy Report: Technical Annex, March, S. 332

30	 Vgl. Plazek, M. 2021, Nachhaltigkeit: Neue Herausforderungen für Aufsichtsräte öffentlicher Unternehmen, PublicGovernance – Zeitschrift für  
öffentliches Management, Herbst 2021, S. 10

Nachhaltigkeit zu gewährleisten und zu über
wachen wird zu einer wichtigen Führungsaufgabe  
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stehen, der neue Aufgaben im Rahmen einer nachhaltigen Unternehmensführung 
für die börsennotierten Unternehmen festlegen will31. Hierin wird beispielsweise vor-
geschlagen, im Aufsichtsrat auch Mitglieder mit Kompetenzen in Sachen Nachhaltig-
keit an Bord zu nehmen. Im Ergebnis dürften Zielvereinbarungen mit der Geschäfts-
leitung kaum noch ohne Nachhaltigkeitsaspekte auskommen. Neuere gesetzliche 
Verpflichtungen erstrecken sich darüber hinaus auf die Überwachung der Liefer-
kette: Verstöße gegen soziale oder ökologische Mindeststandards bei Zulieferern 
werden künftig ebenfalls relevant werden32. 

Finanzierung auf Nachhaltigkeit ausrichten – Herausforderung und  
Chance für die öffentliche Verwaltung
Wie gezeigt, dürften sich die Anforderungen aus der Sustainable-Finance-Trans
formation auch auf die Gebietskörperschaften erstrecken. Es ist noch nicht einmal  
sicher, ob sich – wie in vielen anderen Bereichen – ein zeitlicher Abstand zur entspre-
chenden Entwicklung der Wirtschaft ergeben wird. Die Gebietskörperschaften 
scheinen überwiegend weniger gut vorbereitet zu sein, Nachhaltigkeitsanforderun-

gen bei der eigenen Finanzierung zu entsprechen. Die Arbeit 
daran müsste aber jetzt beginnen. Die Nachhaltigkeitsbericht-
erstattung müsste stärker auf Finanzaspekte ausgerichtet wer-
den und dem in ersten Ansätzen erkennbaren Trend zur Inte

gration Rechnung tragen. Derzeit besteht die Gefahr, zwei voneinander getrennte 
Systeme und Berichtslinien aufzubauen und unterschiedliche Standards, etwa bei 
einzelnen Finanzierungsvorgängen, erst kurzfristig und unter Zeitdruck aufeinander 
abstimmen zu müssen. Bestehende Nachhaltigkeitsberichtssysteme wären darauf-
hin zu hinterfragen, ob sie auch zur Finanzmarktkommunikation herangezogen wer-
den könnten. 

Es sind – wie dargelegt – keine Hinweise darauf erkennbar, dass die öffentliche Ver-
waltung von der Regulierung im Hinblick auf nachhaltige Finanzen ausgenommen 
und am Ende gegebenenfalls niedrigeren Standards unterliegen würde. Demnach 
müsste die gesamte Finanzierung Nachhaltigkeitsgesichtspunkten unterstellt wer-
den. Möglicherweise stellt der in einzelnen Kommunen pilothaft umgesetzte Nach-
haltigkeitshaushalt33 hierfür einen Lösungsansatz dar. Hierbei werden im Prinzip alle 
Ausgabepositionen mit Nachhaltigkeitszielsetzungen und entsprechenden Kennzah-
len unterlegt. Sofern die dort verankerten Ziele und Kennzahlen am Finanzmarkt übli-
chen Standards entsprechen, könnte das routinemäßige Haushaltssystem mindes-
tens Teile der für externe Kapitalgeber benötigten Informationen unmittelbar liefern. 
Im Ergebnis könnten entsprechend aufgestellte Gebietskörperschaften unter Umstän-
den vorteilhaftere Finanzierungskonditionen realisieren und sich am Finanzmarkt als 
Treiber der nachhaltigen Entwicklung positionieren. 
 							       Ferdinand Schuster

31	 Vgl. Meldung auf S. 21 in diesem Heft

32	 Vgl. Artikel „Das Lieferkettensorgfaltspflichtengesetz und dessen Auswirkungen auf die öffentliche Hand“ auf S. 11 ff. in diesem Heft

33	 Vgl. Schuster, F. 2019, Doppik für den Klimaschutz – Der Nachhaltigkeitshaushalt, PublicGovernance Herbst/Winter 2019, S. 14 ff.

Gebietskörperschaften sollten jetzt die eigene  
Finanzierung auf Nachhaltigkeitsaspekte überprüfen

© 2022 Institut für den öffentlichen Sektor e.V. Alle Rechte vorbehalten.



PUBLIC GOVERNANCE  Frühjahr 2022

11  

IM FOKUS

Nach langwierigen und kontroversen Diskussionen hat der Deutsche Bundestag am 11. Juni 2021 

das Lieferkettensorgfaltspflichtengesetz (LkSG) verabschiedet. Das LkSG erlegt in Deutschland 

Unternehmen erstmals verbindlich umfangreiche Sorgfaltspflichten zum Schutz bestimmter 

menschenrechtlicher und umweltbezogener Rechtspositionen auf. Aktiv werden müssen ab 

2023 nun vor allem größere Unternehmen mit Sitz in Deutschland. Auch öffentliche Unternehmen 

sind betroffen – sie werden ebenfalls die Berücksichtigung von Menschenrechten und Umwelt

aspekten in ihren Lieferketten systematisch analysieren müssen. 

Das Lieferkettensorgfaltspflichten­
gesetz und dessen Auswirkungen  
auf die öffentliche Hand  

schenrechtlichen und umweltbezogenen 
Risiken entlang ihrer Lieferketten zu steu-
ern – wie beispielsweise Arbeitssicher-
heitsrisken, Ungleichbehandlungen oder 
Emissionen, die zu einer Gefährdung  
der natürlichen Lebensgrundlagen führen 
können. Die einzelnen menschenrechtli-
chen und umweltbezogenen Risiken sind 
in § 2 LkSG abschließend definiert und 
werden teilweise durch Bezugnahmen 
auf bestimmte ILO-Übereinkommen 
(ILO – Internationale Arbeitsorganisation) 
und umweltbezogene Übereinkommen – 
wie etwa in Bezug auf Quecksilber das 
Minamata-Übereinkommen1 – näher kon
kretisiert. 

Zu einem Risikomanagementsystem 
nach dem LkSG gehören insbesondere 
folgende Elemente:
–	� die Durchführung einer Risikoanalyse, 
–	� die Verabschiedung einer Grundsatz-

erklärung, 
–	� das Ergreifen konkreter Präventions-

maßnahmen,  
–	� Abhilfemaßnahmen für den Fall eines 

Verstoßes, 

1	 Völkerrechtlicher Vertrag, der das Ziel hat, die Emission und  
Freisetzung von Quecksilber einzudämmen.

–	� die Einrichtung eines Beschwerdever-
fahrens, 

–	� die kontinuierliche Dokumentation, 
–	� eine mindestens jährliche Wirksam-

keitsüberwachung sowie 
–	� die jährliche Veröffentlichung eines 

entsprechenden Berichts. 

Die Lieferkette im Sinne des LkSG um-
fasst alle Schritte im In- und Ausland, die 
zur Herstellung der Produkte oder zur  
Erbringung der Dienstleistung des Unter-
nehmens erforderlich sind, angefangen 
von der Rohstoffgewinnung bis zur Lie
ferung an den Endkunden. Grundsätzlich 
beziehen sich die Sorgfaltspflichten der 
Unternehmen auf ihren eigenen Ge-
schäftsbereich, das heißt den Innenbe-
reich des verpflichteten Unternehmens 
und der beherrschten Tochtergesell-
schaften – also auch die eigenen Mitar-
beiter –, sowie die unmittelbaren Zulie
ferer. 

Unter bestimmten Voraussetzungen kön-
nen Verstöße auch als letztes Mittel dazu 
führen, dass Geschäftsbeziehungen mit 
Lieferanten beendet werden müssen – 
etwa wenn es sich um sehr schwerwie-
gende Verstöße handelt, der Lieferant 

Bei Anhaltspunkten für Verstöße kann 
diese Pflicht bis hin zu den Erzeugern rei-
chen und beispielsweise Fragen nach 
den Bedingungen für den Abbau von 
Kohle oder anderen Rohstoffen aufwer-
fen. Dieser Beitrag soll anhand der aktu-
ellen Erfahrungen der Autorin und der 
Autoren aus einer Vielzahl von Projekten 
zur Implementierung des LkSG aufzei-
gen, welche Vorkehrungen insbesondere 
Unternehmen der öffentlichen Hand jetzt 
treffen müssen und welche Herausforde-
rungen ihnen hierbei begegnen können.

Inhalt und Reichweite des LkSG
Das LkSG gilt für Unternehmen, die  
ihre Hauptverwaltung, ihre Hauptnieder
lassung, ihren Verwaltungssitz, ihren sat-
zungsmäßigen Sitz oder eine Zweig
niederlassung in Deutschland haben. Ab 
dem Jahr 2023 fallen zunächst Unterneh-
men unter das LkSG, die mindestens 
3.000 Mitarbeiter im Inland beschäfti-
gen; ab dem Jahr 2024 gilt das Gesetz 
auch für Unternehmen, in denen mindes-
tens 1.000 Mitarbeiter im Inland tätig sind. 

Das LkSG verlangt von den betroffenen 
Unternehmen die Einführung eines Risi
komanagementsystems, um die men-
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die im Abhilfekonzept vorgesehenen 
Maßnahmen nicht umsetzt und mildere 
Mittel nicht zur Verfügung stehen. Kunden 
sind grundsätzlich nicht erfasst. 

Zu dem eigenen Geschäftsbereich einer 
Muttergesellschaft gehören auch die in- 
und ausländischen Tochtergesellschaf-
ten, auf die die Obergesellschaft einen 
bestimmenden Einfluss ausübt. Der Be-
griff der Obergesellschaft umfasst die 
oberste Gesellschaft in einer Unterneh-
mensgruppe, die ihrerseits die Anwen-
dungsvoraussetzungen des LkSG erfüllt. 
Für mittelbare Zulieferer, das heißt die 
Lieferanten der unmittelbaren Zulieferer, 
sind die Sorgfaltspflichten nach dem 
LkSG jedoch nur dann zu erfüllen, wenn 
ein Verstoß gegen die in § 2 LkSG ab-
schließend definierten menschenrechtli-
chen oder umweltbezogenen Rechtsposi-
tionen dem Unternehmen substantiiert 
bekannt wird. Eine solche substantiierte 
Kenntnis kann sich etwa aus Hinweisen 
aus dem einzurichtenden Beschwerde-
verfahren ergeben, zum Beispiel wenn 
ein Betroffener Hinweise auf Arbeits
sicherheitsverstöße bei der Gewinnung 
von Rohstoffen gibt. Dann muss das Un-
ternehmen diesen Anhaltspunkten nach-
gehen.  

Das LkSG statuiert im Wesentlichen eine 
Bemühenspflicht. Ein konkreter Erfolg 
beim Verhindern bzw. Minimieren von Ri-
siken ist, abgesehen von Abhilfemaßnah-
men zur Beendigung von Verletzungen 
menschenrechtlicher oder umweltbezoge-
ner Rechtspositionen im Sinne des LkSG 
im eigenen Geschäftsbereich, grundsätz-

lich nicht geschuldet. Aus einer Verlet-
zung menschenrechtsbezogener oder 
umweltbezogener Pflichten kann daher 
noch nicht auf einen Verstoß gegen die 
Bemühenspflicht geschlossen werden. 

Die Maßnahmen, die von den Unter
nehmen zu treffen sind, stehen unter 
dem Vorbehalt der Angemessenheit. Es 
kommt also auf die individuelle Unterneh-
mens- und Risikosituation an. Je größer 
das Unternehmen und dessen Einfluss 
auf einen Zulieferer oder anderen Verur-
sacher, desto höher das Gefahrenpoten-
zial, und je unmittelbarer der Beitrag zu 
einer Verletzung ist, desto höher sind die 
Anforderungen an die zu ergreifenden 
Maßnahmen. Wenn zum Beispiel das 
verpflichtete Unternehmen durch kurz-
fristige Abrufe höherer Liefermengen bei 
gleichbleibender Lieferfrist das Risiko 
von Arbeitszeitverstößen bei dem unmit-
telbaren Zulieferer erhöht, werden auch 
die Anforderungen des verpflichteten 
Unternehmens höher sein. Im Falle eines 
Verstoßes gegen das LkSG drohen dem 
betroffenen Unternehmen nicht nur 
empfindliche Zwangs- und Bußgelder, 
sondern zum Beispiel auch der Ausschluss 
von der Vergabe öffentlicher Aufträge.

Auch Unternehmen der öffentlichen 
Hand fallen unter das LkSG
In der Praxis wird das Gesetz auch für 
Unternehmen der Daseinsvorsorge gel-
ten, sofern dort Dienstleistungen gegen 
Entgelt angeboten werden (beispiels-
weise Abfallentsorgung, Wohnungsbau-
gesellschaften, Energie- und Wasserver-
sorgung, öffentlicher Nahverkehr sowie 

Sparkassen). Zudem wird die Beschaf-
fung von medizinischen Waren und Leis-
tungen in Krankenhäusern betroffen 
sein. Krankenhäuser – auch in öffentli-
cher Trägerschaft – fallen unstreitig unter 
das LkSG, sofern sie die Arbeitnehmer-
schwelle erreichen, am Markt tätig sind, 
gesundheitliche Dienstleistungen gegen 
Entgelt anbieten und die damit verbunde-
nen finanziellen Risiken tragen.2 Aber 
auch sonstige öffentliche Unternehmen 
bis hin zu Flughäfen und Brauereien wer-
den sich mit dem LkSG auseinanderset-
zen müssen.

Das LkSG gilt für Unternehmen ungeach-
tet ihrer Rechtsform. Das Gesetz ist  
bewusst rechtsformneutral, weil men-
schenrechtliche oder umweltbezogene 
Risiken nicht rechtsformspezifisch sind.3 
Unabhängig von der Gesellschafter- bzw. 
Eigentümerstruktur gilt das Gesetz für 
alle Unternehmen, die am Wirtschafts
leben teilnehmen – somit auch für juristi-
sche Personen des Privatrechts in öffent-
licher Hand.

Ausgenommen vom Anwendungsbe-
reich sind nach den Erwägungen in der 
Gesetzesbegründung juristische Perso-
nen des öffentlichen Rechts, die Verwal-
tungsaufgaben einer Gebietskörperschaft 
wahrnehmen, soweit sie nicht am Markt 
unternehmerisch tätig sind.4 Maßgeblich 
ist daher, ob der Rechtsträger am Markt 
unternehmerisch tätig wird. Als unter-
nehmerische Tätigkeit gilt jede nachhal-
tige (das heißt dauerhafte) Tätigkeit zur 
Erzielung von Einnahmen. Eine solche 
liegt vor, wenn Handlungen gegenüber 
Dritten auf die Ausführung entgeltlicher 
Umsätze gerichtet sind oder wenn dafür 
Lieferungen und Leistungen von Drit- 
ten bezogen wurden. Nicht erforderlich 
ist die Gewinnerzielungsabsicht, ausrei-
chend ist die Absicht zur dauernden Erzie-
lung von Einnahmen.5 Hier sollte auch für 
juristische Personen des öffentlichen 

2	 Bundesministerium für Arbeit und Soziales (Hrsg.), Fragen  
und Antworten zum LkSG, Ziffer III.2

3	 Bt-Drs. 19/28649, S. 33; Bundesministerium für Arbeit und  
Soziales (Hrsg.), Fragen und Antworten zum LkSG, Ziffer III.2

4	 Bt-Drs. 19/28649, S. 33; Bundesministerium für Arbeit und  
Soziales (Hrsg.), Fragen und Antworten zum LkSG, Ziffer III.1

5	 BGH, Urteil vom 29.3.2006, VIII ZR 173/05, NJW 2006, 2250; BFH, 
Urteil vom 18.11.1999, V R 22-99, DStR 2000, 325; nach dem EuGH 
ist eine unternehmerische Tätigkeit jede selbstständige wirtschaft
liche Tätigkeit, die darin besteht, „Güter oder Dienstleistungen  
auf einem bestimmten Markt anzubieten“; vgl. EUGH, Urteil vom 
19.2.2002, Rs. C-309/99, EuZW 2002, 172, Tz. 47 (Beck Online)
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Rechts im Einzelfall sorgsam geprüft  
werden, ob der Anwendungsbereich des 
LkSG eröffnet ist, also insbesondere ob
–	� eine unternehmerische Tätigkeit vor-

liegt,
–	� der Sitz in Deutschland liegt (ist typi-

scherweise der Fall) und
–	� mindestens 3.000 ab 2023 bzw. ab 

dem Jahr 2024 dann 1.000 inländische 
Mitarbeiter oder Leiharbeitnehmer ab 
sechs Monate Entleihdauer beschäf-
tigt sind.

Was sollten Unternehmen der  
öffentlichen Hand jetzt tun?
Eine Herausforderung für betroffene  
Unternehmen besteht darin, dass das 
LkSG im Hinblick auf die zu treffenden 
Maßnahmen äußerst unbestimmt bleibt. 
Es überlässt an vielen Stellen die Aus- 
gestaltung der konkreten Maßnahmen 
zur Erfüllung der Sorgfaltspflichten den 
betroffenen Unternehmen. Auch die in 
Aussicht gestellten konkretisierenden 
Handreichungen des Bundesamts für 
Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle, das für 
die Durchsetzung des LkSG verantwort-
lich ist, gibt es derzeit noch nicht.6 

In der Praxis hat sich die unten gezeigte 
dreistufige Vorgehensweise bewährt 
(vergleiche Abbildung).

Sofern (öffentliche) Unternehmen unter 
das LkSG fallen, sollte daher zunächst 
eine „Bestandsaufnahme“ im Unterneh-
men erfolgen: Inwieweit werden men-

6	 Hermann/Rünz in DB 2021, 3078, 3078; Wagner/Ruttloff in NJW 2021, 
2145, Ziffer II.1. Diese sind gegenwärtig für Sommer 2022 angekündigt.

schenrechtliche und umweltbezogene 
Sorgfaltspflichten im Unternehmen be-
reits angewendet? Wie sieht das eigene 
Risikomanagement und Compliance  
Management aus? Welche Präventions-
maßnahmen sind im Hinblick auf men-
schenrechtliche bzw. umweltbezogene 
Risiken bereits etabliert? In welchen  
Bereichen besteht Optimierungsbedarf?

Im Anschluss daran kann dann das indi
viduelle Zielbild für das Unternehmen  
definiert werden: Sollen ausschließlich 
die gesetzlichen Mindeststandards erfüllt 
werden oder ist gar eine überobligato
rische Erfüllung von Menschenrechts-
standards bzw. umweltbezogenen Stan-
dards – etwa aufgrund eines höheren  
Ambitionsniveaus  des Unternehmens – 
gewollt? Häufig besteht in der Praxis das 
Interesse, nicht lediglich die gesetzlichen 
Mindeststandards zu erfüllen, sondern 
zusätzlich die Einhaltung von weitrei
chenderen Menschenrechtsstandards 
im Unternehmen zu implementieren. 
Hier spielt einerseits die Sorge vor einem 
möglichen Reputationsverlust, anderer-
seits aber auch das Ambitionsniveau des 
Unternehmens eine Rolle. Gerade auch 
öffentliche Unternehmen haben eine be-
sondere Vorbildfunktion. 

Anhand des individuellen Zielbildes kön-
nen dann die noch fehlenden Bestand-
teile des Risikomanagementsystems für 
das Unternehmen entwickelt werden. 
Hierbei sind auch die individuellen Risi-
ken (zum Beispiel potenziell gefährdete 
Warengruppen) zu berücksichtigen. Die 
Implementierung der konzipierten Maß-

nahmen und Prozesse in die Aufbau- und 
Ablauforganisation bildet schließlich den 
Abschluss.
 
Vor welchen Herausforderungen 
stehen öffentliche Unternehmen?
Bei betroffenen Unternehmen herrscht 
derzeit in vielen Bereichen noch Verunsi-
cherung. Fraglich ist etwa: „Darf ich jetzt 
noch Waren aus China bestellen?“ oder 
„Muss ich den Vertrag mit meinem Zulie-
ferer kündigen, wenn dieser den Men-
schenrechtsverstoß nicht abstellt – und 
gilt das auch, wenn die Waren nicht an-
derweitig am Markt beschafft werden 
können?“. Diese und ähnliche Themen 
werden – unabhängig von der Frage der 
unmittelbaren Anwendbarkeit des LkSG – 
auch für die öffentliche Beschaffung im-
mer relevanter werden. 

Der Aufwand für die Umsetzung der 
neuen gesetzlichen Anforderungen wird 
sehr stark durch die individuelle Komple-
xität der eigenen Geschäftstätigkeit (zum 
Beispiel die Anzahl der Geschäftsfelder 
und Lieferanten oder internationale Toch-
tergesellschaften) und den Reifegrad des 
vorhandenen Compliance-Management-
Systems sowie der Einkaufsprozesse  
geprägt. Erfahrungsgemäß gibt es etwa 
im Bereich der Stadtwerke hier eine 
große Spannbreite an Ausprägungen. 

Die Auswirkungen des LkSG auf  
öffentliche Beschaffungsstellen
Daneben wird das LkSG auch Auswir-
kungen auf öffentliche Ausschreibungen 
haben. Denn künftig droht Unternehmen 
im Falle eines Verstoßes gegen die Sorg-

Status quo und Zielbilddefinition Konzeption der Sorgfaltspflichten Implementierung

~ 4 Wochen ~ 4 Monate ~ 6 Monate

>	� Verifizierung des Anwendungsbereichs 
des LkSG für das Unternehmen/die Unter-
nehmensgruppe 

>	� Lückenanalyse bestehender Prozesse und 
Maßnahmen im Hinblick auf die Anforde-
rungen des LkSG

>	� Entwicklung eines Zielbildes in Bezug auf 
das Risikomanagementsystem im Sinne 
des LkSG für das Unternehmen

>	� Konzeption des Risikomanagements ein-
schließlich Organisation

>	� Entwicklung einer Methodik zur Risiko
analyse 

>	� Ableitung von Präventions- und Abhilfe-
maßnahmen

>	� Erarbeitung eines Standardvorgehens zur 
Berichterstellung

>	� Aufbau eines Standards zur Erstellung der 
Grundsatzerklärung

>	� Wirksamkeitsüberwachung
>	� Entwicklung eines Schulungskonzepts  

und von Schulungsunterlagen

>	� Implementierung der abgeleiteten Sorg-
faltspflichten

>	� Unternehmensspezifische Erstellung oder 
Aktualisierung erforderlicher Dokumente

>	� Durchführung von Schulungen
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Abbildung: Vorgehensweise für Unternehmen der öffentlichen Hand zur Erfüllung der Sorgfaltspflichten 
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Quelle: KPMG Law Rechtsanwaltsgesellschaft mbH (2022)
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faltspflichten der Ausschluss von der  
Vergabe öffentlicher Aufträge. Der Ge-
setzgeber hat in § 22 LkSG einen neuen 
Ausschlussgrund geschaffen; §124 des 
Gesetzes gegen Wettbewerbsbeschrän-
kungen (GWB) wird entsprechend er-
gänzt. Öffentliche Auftraggeber sollen 
demnach künftig solche Unternehmen 
von der Vergabe eines Liefer-, Bau- oder 
Dienstleistungsauftrags ausschließen, 
die wegen eines rechtskräftig festgestell-
ten Verstoßes nach § 24 Abs. 1 LkSG mit 
einer Geldbuße nach Maßgabe von § 22 
Abs. 2 belegt worden sind. Demnach 
müssen – abhängig vom jeweiligen Ver-
stoß – bestimmte Bußgeldschwellen für 
einen Ausschluss überschritten sein. Der 
Ausschluss steht im intendierten Ermes-
sen des Auftraggebers für einen an
gemessenen Zeitraum von bis zu drei  
Jahren und bis zur nachgewiesenen 
Selbstreinigung nach §125 GWB. Ein 
Ausschluss kann aus einem einzelnen 
Verfahren verfügt werden, nicht pauschal 
für einen Zeitraum. Innerhalb des jeweils 
angemessenen Zeitraums soll aber ein 
Ausschluss – vorbehaltlich der Selbstrei-
nigung gemäß §125 GWB – beliebig oft 
erfolgen können.7 Die Feststellung von 
Verstößen durch den Auftraggeber wird 
zudem erleichtert. Denn im Wettbe-
werbsregistergesetz (WRegG) wird ein 
neuer § 2 Nr. 4 eingefügt, wonach rechts-
kräftige Bußgeldentscheidungen nach 
dem LkSG in das neue Register einzutra
gen sein werden, sofern sie die Schwelle 
nach § 22 LkSG überschreiten.

Welche Pflichten treffen die  
Geschäftsleitung?
Das LkSG bringt vor allem neue Pflichten 
für die Geschäftsleitung, eine angemes-
sene Unternehmensorganisation sicherzu-
stellen. Dies betrifft insbesondere die Im-
plementierung eines angemessenen und 
wirksamen Risikomanagementsystems 
(siehe im Detail oben) mit dem Ziel, men-
schenrechtliche und umweltbezogene 
Risiken zu identifizieren, zu verhindern, 
zu beenden oder zumindest zu minimie-
ren, sowie umfassende Dokumentations- 
und Berichtspflichten. Daneben sollten 
sich auch Aufsichtsorgane mit dem LkSG 
und den sich hieraus ergebenden Pflich-
ten auseinandersetzen. Im Rahmen ihrer 

7	 Von Wietersheim in juris-PR-VergR 9/2021 Anm.1

Kontrollfunktion sollen sie künftig die  
Erfüllung der Anforderungen nach dem 
LkSG durch die Geschäftsleitung über-
wachen. Besonderes Augenmerk kann 
dabei etwa auf die Grundsatzerklärung 
und den jährlichen Bericht des Unterneh-
mens sowie die Ergebnisse der Wirk-
samkeitsüberwachung gelegt werden. 

Fazit und Ausblick
Vor allem die größeren Unternehmen der 
öffentlichen Hand müssen sich nun mit 
den Anforderungen des LkSG ausein
andersetzen. Der Blick sollte vor allem 
dahin gehen, in welchen Wirkungsberei-
chen die öffentliche Hand tatsächlich 
vom LkSG betroffen ist. Freilich lässt sich 
dies derzeit nicht abschließend beant-
worten. Erst die Zukunft wird zeigen, wie 
Behörden und Gerichte bezüglich der 
nicht immer einfachen Abgrenzungsfra-
gen entscheiden werden. 

Die gegenwärtigen gesetzlichen Anfor-
derungen dürften sich künftig nochmals 
verschärfen, wenn der am 23. Februar 
2022 vorgestellte Entwurf einer europä
ischen Richtlinie zur Corporate Sustain
ability Due Diligence in Kraft tritt und in 
das nationale Recht umgesetzt wird. In 
den Anwendungsbereich sollen nach 
dem Entwurf künftig bereits Unterneh-
men mit mehr als 500 Mitarbeitern und 
einem Nettoumsatz von über 150 Mil
lionen Euro fallen, bzw. in bestimmten 
Hochrisikobranchen (zum Beispiel Land-
wirtschaft, Forstwirtschaft und Bergbau) 
bereits mit mehr als 250 Mitarbeitern 
und über 40 Millionen Euro Nettoumsatz. 
Nach dem Richtlinienentwurf sollen die 
Mitgliedstaaten unter anderem dann 
auch zivilrechtliche Haftungsregeln ein-
führen, nach denen Unternehmen auf 
Schadensersatz in Anspruch genommen 
werden können. In diesem Fall könnten 
zudem Rückgriffsansprüche des Unter-
nehmens gegenüber der Geschäftslei-
tung und/oder ihren Aufsichtsorganen 
drohen. Auch der Umfang der geschütz-
ten menschenrechtlichen und umwelt
bezogenen Rechtspositionen des Richt
linienentwurfs geht über den des LkSG 
hinaus. Es empfiehlt sich daher, sich 
frühzeitig mit diesem Thema auseinan-
derzusetzen.  

Clemens Dicks, Dr. Thomas Uhlig,  
Nicole Bohn  
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BLITZUMFRAGE

Seit 2018 regeln die EU-Datenschutz-
Grundverordnung (DSGVO) und das novel-
lierte Bundesdatenschutzgesetz (BDSG) 
den rechtssicheren Umgang mit personen
bezogenen und sensiblen Daten. Über voll
ständige oder überwiegende Kenntnisse 
der geltenden Datenschutzregeln verfügt 
verfügt jedoch nur wenig mehr als die 
Hälfte der Beschäftigten in der öffentlichen 
Verwaltung. In öffentlichen Unternehmen 
ist der Wissensstand deutlich ausgeprägter. 
Dies zeigen die Ergebnisse einer bundes-
weiten Umfrage unter Leserinnen und Le
sern der Fachzeitschrift PublicGovernance. 
An der im März und April 2022 durchge-
führten Erhebung hatten sich 73 Angehö-
rige des öffentlichen Sektors beteiligt –  
darunter 44 Beschäftigte aus Kommunal-, 
Landes- oder Bundesverwaltungen und  
29 aus öffentlichen Unternehmen.

Regelungen in öffentlichen Unternehmen 
geläufiger als in der Verwaltung
Trotz der hohen Relevanz von Datenschutz 
in den persönlichen Tätigkeitsfeldern  
unterscheidet sich der Wissensstand zu 
den Regelungen der europäischen DSGVO  
zwischen Verwaltung und Unternehmen 
erheblich: Während neun von zehn Unter-
nehmensmitarbeitenden angeben, die  
Regelungen vollständig oder überwiegend 
zu kennen, ist dies in der öffentlichen Ver-
waltung nur bei etwas mehr als der Hälfte 
der Befragten (57 Prozent) der Fall. In der 
kommunalen Verwaltung ist die Unsicher-
heit am größten: Nur jedem fünften Kom-
munalvertreter (18 Prozent) sind die Regeln 
vollständig und einem Drittel (32 Prozent) 
überwiegend bekannt. In den Verwaltungs-
institutionen auf Bundes- und Landesebene 
sind die Kenntnisstände etwas höher – sie 
liegen hier bei beiden Verwaltungsebenen 
bei circa 65 Prozent (Regelungen vollstän-
dig oder überwiegend bekannt). 

Unternehmen informieren häufiger zu  
Datenschutz als die Verwaltung
Nicht verwunderlich ist, dass diejenigen 
Unternehmens- und Verwaltungsangehöri-
gen einen höheren Kenntnisstand zu Daten-
schutz aufweisen, die häufiger über dieses 
Thema informiert werden. So sind allen 

© 2022 Institut für den öffentlichen Sektor e.V. Alle Rechte vorbehalten.
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Datenschutzregelungen im öffentlichen  
Sektor nicht lückenlos bekannt 

Abbildung: Welche Maßnahmen zum Thema Datenschutz kommen in Ihrer Organisation zum Einsatz? 

100 %75 %50 %25 %0 %

Datenschutzbeauftragte/r 90
100

Persönliche Verpflichtung auf  
Datenschutzanforderungen

50
88

Dienstanweisung 65
65

Information der betroffenen Personen  
über die Verarbeitung ihrer Daten 62

33

Verpflichtende Schulungen 65
40

Verzeichnis von  
Verarbeitungstätigkeiten 62

25

Sonstige interne Informationen (Rund- 
schreiben, Intranet, Plakataufsteller etc.) 58

45

Freiwillige Schulungen 23
12

Quelle: Institut für den öffentlichen  
Sektor e.V. (2022)

Öffentliche Verwaltung  
(Kommune, Land und Bund)
n= 40

Öffentliche Unternehmen
n = 26

Unternehmensangehörigen, die mindes- 
tens einmal im Jahr für Datenschutzfra-
gen sensibilisiert werden, die Regelungen 
überwiegend oder vollständig bekannt. 
Bei den Angehörigen der öffentlichen  
Verwaltung, die einmal oder häufiger im  
Jahr informiert werden, sind es immer- 
hin noch drei von vier der Befragten.

Auffallend ist, dass öffentliche Verwal
tungen weniger häufig über Datenschutz
themen informieren als öffentliche Unter-
nehmen. Mindestens einmal im Jahr oder 
häufiger werden drei von vier Unterneh-
mensangehörigen von ihren Organisa
tionen entsprechend sensibilisiert. Dies 
gibt lediglich jeder zweite Verwaltungs
angehörige an. Von diesen wird sogar ein 
Drittel (30 Prozent) seltener als einmal im 
Jahr hierzu informiert. Zugleich offenbart 
der Zusammenhang zwischen der Häufig-
keit der Informationsvermittlung und dem 
vorhandenen Kenntnisstand, dass beim 
Thema Datenschutz der Arbeitgeber – also 
die Unternehmens- oder Verwaltungslei-
tung – gefordert ist. Hier gilt es, Mitarbei-
tenden das notwendige Wissen gezielt zu 
vermitteln, da sie sich Datenschutzkennt-
nisse kaum „nebenbei“ und aus eigenem 
Antrieb aneignen dürften. 

Vielfältige Informationsmaßnahmen,  
Schulungen bei Unternehmen effektiver 
als in Verwaltungen 
Um ihre Mitarbeitenden zu Aspekten des 
Datenschutzes zu informieren, ergreifen 
Verwaltungsinstitutionen unterschied
liche Maßnahmen: Über die Hälfte der 
Verwaltungsangehörigen geben an, dass 
in ihren Organisationen verpflichtende 
oder freiwillige Schulungen angeboten 
werden. Bei knapp der Hälfte kommen  
Informationen unterschiedlicher Arten 
(zum Beispiel Intranet, Rundschreiben, 
Plakataufsteller) zum Einsatz. In den  
Unternehmen werden entsprechende 
Kurse – vor allem verpflichtende – häu
figer angeboten: Fast drei Viertel der  
Unternehmensangehörigen kennen  
Datenschutzschulungen aus ihren Unter-
nehmen. Der Effekt solcher Fortbildun-
gen scheint jedoch in Verwaltungen  
und Unternehmen unterschiedlich hoch 
zu sein. Bei den Unternehmensangehö- 
rigen, in deren Firmen Datenschutz
schulungen angeboten werden, fühlt  
sich knapp jeder Zweite vollständig infor-
miert. Hingegen sagt dies von sich nur  
ein Viertel der Verwaltungsangehörigen,  
die Schulungen aus ihren Institutionen 
kennen. 

Nachholbedarf bei der öffentlichen  
Verwaltung
Beim Datenschutz scheint bei der öffent- 
lichen Verwaltung Nachholbedarf hin
sichtlich der Informationsvermittlung und 
Schulung ihrer Mitarbeitenden zu beste-
hen. Darüber hinaus legen Verwaltungen 
bislang noch weniger Wert darauf, ihre  
Beschäftigten auf das Einhalten von Da-
tenschutz zu verpflichten. Zugleich fehlt  
es an einer klaren Betonung, wie wichtig 
ein rechtssicherer Umgang mit Daten ist – 
einerseits für die betroffenen Bürgerinnen 
und Bürger, zu denen sensible, persön- 
liche Daten vorliegen, und andererseits  
für die Institutionen, die diese Daten in  
ihrer Arbeit verwenden. Behördenleitun-
gen sollten es als ihre Aufgabe sehen, ihre  
Beschäftigten für einen umsichtigen und 
bedachtsamen Umgang mit Daten gemäß 
den geltenden Datenschutzvorgaben zu 
sensibilisieren. Bei öffentlichen Unterneh-
men hingegen scheint die Sensibilität in 
puncto Daten ausgeprägter zu sein. Dies 
könnte möglicherweise auch der Tatsache 
geschuldet sein, durch etwaige Daten-
schutzverstöße neben Haftungsrisiken 
auch Reputationsverlust – und damit wirt-
schaftlichen Schaden – zu riskieren.  

Nina Kairies-Lamp, Maria Solbrig

Weitere Ergebnisse der Blitzumfrage finden Sie unter www.publicgovernance.de
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STANDPUNKT

Der Klimawandel drängt. Die Klimaschutzgesetze fordern. Der Klimabeschluss zwingt. Wie müssen 

öffentliche Unternehmen hier Schritt halten? Welche Pflichten sind zu bedenken und welche Folgen 

drohen bei Nichtbeachtung? Der Artikel beantwortet diese Fragen überblicksartig.

ter anderem öffentliche Unternehmen), 
schließt doch das Gebot „die Umsetzung 
vereinbarter Lösungen ein“.6 Die Umset-
zung darf nicht warten. Da umfassende 
Transformationen längere Umbaupfade 
beanspruchen, muss zur Gewährung  
einer gleichmäßigen Freiheitsverteilung 
so früh wie möglich damit begonnen 
werden.7 Es stellt sich also aus verfas-
sungsrechtlicher Sicht nicht die Frage 
des „Ob“, sondern des „Wie“.

Das Bundesverfassungsgericht maß im 
Klimabeschluss die Klimapolitik an dem 
vom Sachverständigenrat für Umweltfra
gen (SRU) national operationalisierten 
CO2-Restbudget des Weltklimarats (Inter- 
governmental Panel on Climate Change – 
IPCC), das maximal ausgestoßen wer-
den darf, um das 1,5-Grad-Ziel der Erd
erwärmung zu erreichen. Deutschland 
stünde demnach ab 2020 ein CO2-Bud-
get von maximal 6,7 Gigatonnen zur Ver-
fügung. Trotz Unsicherheiten und fehlen-
dem Verfassungsrang fungiert dieses  
errechnete Restbudget als Orientierungs-
maßstab staatlichen Handelns.8 Sämtli-
ches staatliches Handeln lässt sich aber 
nicht daran messen. So wies das Bun-
desverfassungsgericht die Beschwerden 
gegen die in einigen Bundesländern unter-
bliebenen sowie die in anderen Bundes-

6	 BVerfG, Beschluss vom 24.3.2021 – 1 BvR 2656/18 et al., Rn. 201

7	 BVerfG, Beschluss vom 24.3.2021 – 1 BvR 2656/18 et al., Rn. 37, 121

8	 BVerfG, Beschluss vom 24.3.2021 – 1 BvR 2656/18 et al., Rn. 229 ff.

Der rechtliche Handlungsdruck 
nimmt zu
Verfassungsrecht als Rahmen 
Die Besonderheit der öffentlichen Unter-
nehmen1 ist ihr Spannungsverhältnis zwi-
schen privatem und öffentlichem Recht. 
Den staatlichen Klimaschutz- und Nach-
haltigkeitspflichten2 entkommen die öf-
fentlichen Unternehmen nicht, gilt doch 
aus Art. 1 Abs. 3 GG der Grundsatz: Keine 
Flucht ins Privatrecht!3

Der Klimabeschluss des Bundesverfas-
sungsgerichts vom März 2021 revolu
tionierte die Pflichten des öffentlichen 
Klimaschutzes. Das Gericht meißelte aus 
Art. 20a GG ein Klimaschutzgebot. Da-
nach ist der Staat zum Klimaschutz mit 
dem Ziel verpflichtet, Klimaneutralität  
zu erreichen.4 Durch das novellierte Bun-
des-Klimaschutzgesetz (KSG)5 ist diese 
bis zum Jahr 2045 herzustellen. Auf dem 
Weg dorthin muss der Staat dafür sorgen, 
gleichmäßig Treibhausgase zu reduzieren, 
andernfalls werden künftige Freiheits-
rechte unverhältnismäßig beeinträchtigt. 
Das Klimaschutzgebot adressiert sowohl 
die staatliche Planung (Gesetzgebung) 
als auch die staatlichen Akteure (un- 

1	 Unternehmen, deren Mehrheitseigner der Staat ist, unabhängig von  
ihrer Rechtsform

2	 Vorschriften, die auf ein ressourcen- und umweltschonendes sowie 
auf Klimaneutralität ausgerichtetes Wirtschaften zielen

3	 BVerfG, Urteil vom 22.2.2011 – 1 BvR 699/06, Rn. 48

4	 BVerfG, Beschluss vom 24.3.2021 – 1 BvR 2656/18 et al., Rn. 197 ff.

5	 Bundes-KSG vom 12.12.2019 (BGBl. I S. 2513), das durch Art. 1 des 
Gesetzes vom 18. 8.2021 (BGBl. I S. 3905) geändert worden ist
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ländern bestehenden Landes-Klima-
schutzgesetze mit der Begründung ab, 
dass sich das Budget bereits nicht auf  
die Länder herunterbrechen ließe.9 Hand-
lungspflichten für Unternehmen können 
aus dem Budget dementsprechend nur 
abgeleitet werden, wenn sich dieses für 
sie individualisieren lässt. Hilft das Klima-
schutzgesetz hier weiter?

Das Bundes-Klimaschutzgesetz: 
Zwischen abstrakter Orientierung 
und konkreter Verpflichtung
Emissionsziele als Orientierungshilfe
Anlage 2 des Klimaschutzgesetzes (KSG) 
weist die sektoralen zulässigen Jah- 
res-Emissionsmengen (Emission-Abbau-
pfade) für die Jahre 2020 bis 2030 aus. 
Anlage 1 grenzt die Sektoren über die 
Beschreibung der Quellkategorien von
einander ab. Unternehmen lassen sich so 
Sektoren zuordnen, wodurch die jährlich 
zulässigen Emissionsmengen für Unter-
nehmen operabler werden. Das Problem: 
Da das KSG ein sektor- und kein unter-
nehmensbezogenes Budget enthält, 
lässt sich daraus allenfalls eine grobe 
Orientierung für das unternehmerische 
„Stück vom Kuchen“ ableiten. Letzteres 
gilt ebenso für die jährlichen Minderungs-
ziele aus Anlage 3 für die Jahre 2031 und 
2040. Aus ihnen ließe sich ein unterneh-
merischer Reduktionspfad zwar nicht mit 
einem quantifizierten Budget ableiten, 
wohl aber eine Reduktionsgeschwindig-
keit entsprechend der Bundes-Minde-
rungsziele fordern. Unternehmen sind 
gut beraten, ihren heutigen CO2-Fußab-
druck zu bestimmen und daraus mit Blick 
auf die Reduktionsgeschwindigkeit des 
KSG Minderungsziele und -schritte bis 

9	 BVerfG, Beschluss vom 18.1.2022 – 1 BvR 1565/21 et al., Rn. 14 ff.

2030 abzuleiten. Ignorieren sollten sie 
das KSG keineswegs, gibt es ihnen doch 
eine gesetzlich verbindliche – wenn auch 
abstrakte – Marschroute vor.

Konkretere Verhaltenspflichten 
§ 13 Abs. 1 S. 1 KSG verpflichtet die Trä-
ger öffentlicher Aufgaben, bei Planungen 
und Entscheidungen den Zweck des 
KSG und die zu seiner Erfüllung festge-
legten Ziele zu berücksichtigen. Träger 
öffentlicher Aufgaben sind neben den 
Gebietskörperschaften und den Sozial-
versicherungsträgern unter anderem auch 
öffentliche Unternehmen wie Kranken-
häuser, Bildungseinrichtungen sowie Un-
ternehmen des öffentlichen Nah- und 
Fernverkehrs.10 Die Gesetzesbegründung 
ist nicht abschließend, sodass sämtliche 
öffentliche Unternehmen, die Träger von 
öffentlichen Aufgaben sind, adressiert 
werden. Folglich müssen auch öffentli-
che Energieversorgungsunternehmen, 
die für die energetische Daseinsvorsorge 
zuständig sind, das KSG berücksichtigen.

Weiter muss der Bund nach § 15 Abs. 3 
KSG die sich in seinem Eigentum11 befin-
denden juristischen Personen zu einer 
klimaneutralen Verwaltungstätigkeit be-
wegen. Was genau unter Verwaltungs
tätigkeit fällt, wird nicht deutlich. Sie 
muss jedenfalls in Zusammenschau mit 
§ 15 Abs. 2 KSG auf das Einsparen und 
effektive Nutzen von Energie sowie auf 
die Wahl klimaschonender Verkehrsmit-
tel abzielen. Ein diesbezügliches Monito-
ring sieht das KSG indes nicht vor.

10	 Bundestags-Drucksache 19/14337, S. 36

11	 Dies gilt auch für Unternehmen mit Bundesbeteiligung, die teilweise 
oder überwiegend im Eigentum Privater stehen, Bundestags-Druck-
sache 19/14337, S. 39

Exkurs: Verpflichtungen aus  
den Länder-KSG am Beispiel von  
Hamburg und NRW
Das Bundes-KSG wird trotz vereinzelnd 
konkreter Pflichten seiner Titulierung als 
Rahmengesetz12 gerecht. Die Landes-
KSG fügen sich überwiegend diesem 
Muster, wenngleich sie teilweise näher 
auf öffentliche Unternehmen eingehen.

KSG-Hamburg: Konkreter als im Bundes-
KSG wird es im KSG von Hamburg (§ 9): 
Danach dürfen die im Eigentum Ham-
burgs stehenden Wärmeversorgungsun-
ternehmen seit dem 31.12.2019 keine 
von Dritten unmittelbar aus Stein- und 
Braunkohle produzierte Wärme beziehen 
oder vertreiben (Abs. 1) und nach dem 
31.12.2030 selbst keine Wärme daraus 
erzeugen oder vertreiben (Abs. 2). Die  
§§ 20 ff. setzen verschiedene energe
tische Anforderungen an Gebäude im  
öffentlichen Eigentum.

KSG-NRW: Das KSG von Nordrhein-West-
falen richtet sich über § 2 Abs. 1 in Ver-
bindung mit Abs. 2 an öffentliche Unter-
nehmen. Ihnen wohnt nach § 5 Abs. 1 
eine Vorbildfunktion beim Klimaschutz 
inne, insbesondere zur Minderung der 
Treibhausgase. Wie diese konkret aus
gefüllt werden soll, verrät die Gesetzge-
bung nicht.

Berichtspflichten aus der Taxo
nomie-Verordnung13 und der CSRD14 
Entfernen wir uns ein Stück weit vom  
Klimaschutz und wenden uns allgemei-
nen Nachhaltigkeitspflichten zu, stoßen 

12	 Bundestags-Drucksache 19/14337, S. 17

13	 Verordnung (EU) 2020/852 vom 18.6.2020

14	 Corporate Sustainability Reporting Directive, COM(2021) 189 final 
vom 21.4.2021

© 2022 Institut für den öffentlichen Sektor e.V. Alle Rechte vorbehalten.
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wir auf die Taxonomie-Verordnung und 
die CSRD. Unternehmen, die unter  
Art. 19a Richtlinie 2013/34/EU fallen, 
sind über Art. 1 Abs. 2 lit. c) in Verbin-
dung mit Art. 8 Abs. 1 Taxonomie-Ver-
ordnung zu Angaben darüber verpflich-
tet, wie und in welchem Umfang ihre  
Tätigkeiten mit Wirtschaftstätigkeiten 
verbunden sind, die als ökologisch nach-
haltige Wirtschaftstätigkeiten gemäß 
Art. 3 und Art. 9 Taxonomie-Verordnung 
einzustufen sind. Durch die geplante 
CSRD soll Art. 19a Richtlinie 2013/34/EU 
nicht mehr nur für kapitalmarktorien-
tierte, sondern ebenfalls für große Unter-
nehmen15 und ab dem 1.1.2026 für mitt-
lere Unternehmen16 und kleine Unterneh-
men17 gelten.18 

Weite Teile der öffentlichen Unterneh-
men werden hiervon erfasst19 und damit 
Adressaten der Transparenzpflichten 
sein. Neue Ausformungen der Überwa-
chungspflichten des Aufsichtsrats wür-
den unter anderem daraus resultieren.20 
Unternehmen in einer öffentlich-recht
lichen Rechtsform (Anstalt, Stiftung) sind 
indes nicht direkt von den Transparenz-
pflichten erfasst.21 Soweit Unternehmen 
in öffentlich-rechtlicher Rechtsform je-
doch zur Erstellung eines Lageberichts 
für große Kapitalgesellschaften nach  
§ 289 HGB verpflichtet sind, ist in Um-
setzung der CSRD zu erwarten, dass sie 
ebenfalls die Transparenzpflicht trifft. 
Aber auch unabhängig davon lassen sich 
die Maßstäbe der Taxonomie-Verord-
nung heranziehen, um zu bestimmen, 
unter welchen Umständen eine Tätigkeit 
einer Stiftung oder Anstalt als nachhaltig 
anzusehen ist. Nachhaltigkeit läge dann 
vor, wenn die Unternehmen beispiels-
weise einen wesentlichen Beitrag zur 
Verwirklichung eines oder mehrerer Um-
weltziele (zum Beispiel Klimaschutz, 
Übergang zur Kreislaufwirtschaft, Ver-

15	 Definition große Unternehmen: Bilanzsumme > 20 Millionen Euro, 
Nettoumsatzerlöse > 40 Millionen Euro, Beschäftigtenzahl > 250

16	 Definition mittlere Unternehmen: Bilanzsumme < 20 Millionen Euro, 
Nettoumsatzerlöse < 40 Millionen Euro, Beschäftigtenzahl < 250

17	 Definition kleine Unternehmen: Bilanzsumme < 4 Millionen Euro,  
Nettoumsatzerlöse < 8 Millionen Euro, Beschäftigtenzahl < 50

18	 Mindestens zwei der Größenmerkmale müssen erfüllt sein.

19	 Nach Schuster/Broll, Public Governance Herbst 2021, S. 11 f. sind 
circa 3.000 von 18.500 öffentlichen Unternehmen adressiert.

20	 Dazu Plazek, Public Governance Herbst 2021, S. 10

21	 Art. 1 Abs. 1 Richtlinie 2013/34/EU erstreckt sich nur auf die Rechts-
formen aus Anhang I und II (AG, KGaA, GmbH, OHG, KG).

meidung und Verminderung der Umwelt-
verschmutzung) aus Art. 9 Taxonomie-
Verordnung leisten. 

Die Folgen der Nichtbeachtung
Umsetzungsdruck durch Gerichte
Die Klimaklagen signalisieren die Klage-
bereitschaft bei Nachhaltigkeitspflicht-
verstößen. Ist also damit zu rechnen, 
dass öffentliche Unternehmen zur Durch-
setzung gerichtlich gezwungen werden?
Verwaltungsrechtlich ist reales und damit 
unternehmerisches Handeln kein taug
licher Klagegegenstand nach § 1 Umwelt-
Rechtsbehelfsgesetz (UmwRG). Verfas
sungsrechtlich wird das Handeln  
einzelner Unternehmen die Klagenden 
vermutlich nicht in ihren vom Bundesver-
fassungsgericht formulierten intertempo-
ralen Freiheitsrechten, nach denen die 
Emissionsminderungsbeiträge zwischen 
den Generationen ähnliche Lasten verur-
sachen müssen, verletzen können. So 
aktualisierte das Bundesverfassungsge-
richt jüngst die Aussage, dass sich eine 
Klage gegen die Gesamtheit der zugelas-
senen Emissionen richten muss, „weil 
regelmäßig nur diese, nicht aber punktu-
elles Tun oder Unterlassen des Staates 
die Reduktionlasten insgesamt unver-
hältnismäßig auf die Zukunft verschieben 
könnte.“ 

Die Erzwingbarkeit könnte auf dem Zivil-
rechtsweg anders zu bewerten sein. „Es 
entspricht der gesetzlichen Systematik, 
dass auch derjenige, der rechtmäßig han-
delt, für von ihm verursachte Eigentums-
beeinträchtigungen haften muss.“22 Mit 
diesem Hinweis veranlasste das OLG 
Hamm die Beweisaufnahme, die perua-
nischen Anden auf den Schaden der dort 
durch den Energieversorger RWE23 aus-
gestoßenen Treibhausgas-Emissionen 
zu untersuchen. Über den Ausgang lässt 
sich nur spekulieren. Ebenso fraglich ist 
das Ergebnis der Klagen gegen Merce-
des-Benz und BMW, in denen auf Unter-
lassung von klimaschädlicher Unterneh-
menspolitik geklagt wird.24 Dass diese 
wegen unüberwindbarer Hürden in Kau-

22	 BVerfG, Beschluss vom 18.1.2022 – 1 BvR 1565/21 et al., Rn. 4, 12

23	 OLG Hamm, Beschluss vom 30.11.2017 – I-5 U 15/17, Orientierungs
satz 1

24	 Klageschriften abrufbar unter https://www.duh.de/presse/ 
pressemitteilungen/pressemitteilung/deutsche-umwelthilfe- 
klimaklagen-gegen-bmw-und-mercedes-benz-erhoben  
(abgerufen am 15.2.2022)

salitätsfragen bloße Nebelkerzen darstel-
len, sollte nicht vorschnell angenommen 
werden. Dies zeigt ein Blick in die Nieder-
lande: Dort hat das Bezirksgericht Den 
Haag das Mineralöl- und Erdgasunter-
nehmen Royal Dutch Shell zu einer Treib-
hausgas-Minderungspflicht von 45 Pro-
zent bis 2030 im Vergleich zu 2019 ver
urteilt.25 

Nachlässigkeit bei der Nachhaltig-
keit als Reputationsrisiko
Nicht nur aus dem Gerichtssaal, sondern 
auch aus der Gesellschaft rühren Risiken 
für Unternehmen her. Das Bundeskli
maschutzgesetz wird nicht müde, die  
Vorbildfunktion der öffentlichen Hand  
zu betonen.26 Ignorieren nun öffentliche  
Unternehmen diese Risiken, indem sie 
unter anderem auch die Taxonomie-Ver-
ordnung nicht beachten, so gefährden 
sie nicht nur die Folgebereitschaft priva-
ter Unternehmen, sondern vor allem ihre 
eigene Reputation. Probleme bei der  
Personalbeschaffung, aber auch bei der 
Suche nach Investoren werden folgen. Ein 
nachlässiges Nachhaltigkeits- und Klima-
schutzmanagement entspricht daher 
weder der eigenen Vorbildfunktion, noch 
begünstigt es ein attraktives, modernes 
Arbeitsumfeld für die Beschäftigten.

Schlussfolgerung
Öffentliche Unternehmen sind ange-
sichts ihres Spannungsverhältnisses zwi-
schen privatem und öffentlichem Recht 
doppelt gut beraten, ihr Wirtschaften ei-
nem ambitionierten und gleichmäßigen 
Reduktionspfad zu unterwerfen; Ziel ist 
die Treibhausgasneutralität bis spätes-
tens 2045. Dies sollte in einer transpa-
renten und an den Minderungspfaden 
des Bundesklimaschutzgesetzes orien-
tierten Weise erfolgen. Andernfalls könn-
ten die gesellschaftliche Akzeptanz und 
damit die unternehmerische Reputation 
bröckeln. Die Zahl erfolgreicher Klagen 
könnte zu- und die Zahl externer Investi
tionen abnehmen. Öffentliche Unterneh-
men müssen mithin ihrer Vorbildfunktion 
gerecht werden und schnellstmöglich 
danach handeln. 

25	 Rechtbank Den Haag, Urteil vom 26.5.2021 – C/09/571932 /  
HA ZA 19-379

26	 Abschnitt 5 des Bundes-KSG und Bundestags-Drucksache 19/14337, 
S. 18, 36 ff.
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Im Rahmen der Artikelserie „Start-ups 
und Verwaltung Hand in Hand“ stellen 
wir 2022 in jeder Ausgabe der Public
Governance solche Kooperationen vor. 
Die Start-ups und ihre Projekte mit dem 
öffentlichen Sektor, über die wir hier  
berichten, waren in der Vergangenheit  
als Bewerber oder Finalisten bei den  
jährlichen myGovernment-Netzwerkver-
anstaltungen vertreten. In dieser Ausgabe 
stellen wir die GovTech Start-ups Sirius 
Digital (Teil der LQ Enterprise GmbH) mit 
dem Projekt „Sirius Digital KIM Case  
Management Plattform“ und die PLAN4 
Software GmbH mit ihrem Tool „Gebäu-
deCheck“ vor. Die LQ Enterprise GmbH 
hat mit ihrer JobKraftwerk-Plattform  
darüber hinaus 2018 bereits den Smart 
Country Startup Award in der Kategorie 
E-Government gewonnen, an dem das 
Institut für den öffentlichen Sektor als  
Jurymitglied beteiligt war. 

Franziska Holler

Mit der Initiative myGovernment  
fördert das Institut für den öffent
lichen Sektor seit 2016 die Zusam-
menarbeit von Start-ups mit dem  
öffentlichen Sektor. Mit Beispielen 
aus der Praxis zeigen wir, dass die 
Zusammenarbeit funktioniert.  

RUNDBLICK  

Start-ups und  
Verwaltung  
Hand in Hand

Mehr Informationen zur Initiative 
myGovernment des Instituts  
für den öffentlichen Sektor: 
www.my-government.de

Darum ging es in dem Projekt
Sirius Digital wurde vom Landkreis Kleve 
beauftragt, das Kommunale Integrations-
management (KIM) digital zu begleiten. 
Das Projekt beinhaltet die Konfiguration, 
Schulung und den Betrieb der „Sirius Di-
gital KIM Case Management Plattform“ 
als Software-as-a-Service. Die Plattform 
kann somit aus der Cloud ohne aufwen-
dige Installation vor Ort und von überall 
erreicht werden. Die KIM Case Manage-
ment Plattform beinhaltet eine digitale 
Akte mit Terminen, Wiedervorlagen, Do-
kumenten, Zielvereinbarungen und Sta-
tistiken. Das erleichtert es dem Case Ma-
nager, auch bei einer Vielzahl an Fällen 
den Überblick zu behalten. Die Zugewan-
derten selbst haben ebenfalls Zugriff auf 
die Plattform und können dort Doku-
mente hochladen, Termine einsehen und 
ihre Profildaten pflegen. Zudem können 

andere beteiligte Behörden oder Träger-
Organisationen auf die Plattform zugrei-
fen; die Datenfreigaben werden DSGVO-
konform verwaltet. Dies ermöglicht Trans-
parenz und die Zusammenarbeit aller 
Beteiligten in einem sicheren Umfeld.
 
Auch andere Kommunen können 
davon profitieren
Die KIM Case Management Plattform 
wurde speziell für das Kommunale Inte
grationsmanagement entwickelt, sie ist 
von jedem Landkreis individuell konfigu-
rierbar und mobil nutzbar. Grundsätzlich 
ist die Plattform überall dort hilfreich, wo 
kommunale oder freie Träger Fallmanager 
zur Unterstützung von Personengruppen 
einsetzen und auch die Zusammenarbeit 
an einem Fall über Organisationen hin-
weg vereinfacht werden soll. 

GovTech Start-up Sirius Digital und der Landkreis Kleve:  
KIM Case Management Plattform
Wie können das Case Management zur Unterstützung von Zugewanderten  
vereinfacht und gleichzeitig die Unterstützerorganisationen vernetzt und  
koordiniert werden?

© 2022 Institut für den öffentlichen Sektor e.V. Alle Rechte vorbehalten.
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Dass verschiedene Organisationen mit-
hilfe der Plattform an einem Klienten-Fall  
zusammenarbeiten, ist einzigartig. Auch 
der Klient kann sich registrieren – und 
das alles als DSGVO-konforme Lösung. 
Auch mit der REGE Regionale Personal-
entwicklungsgesellschaft mbH in Biele-
feld wurde die Software bereits erprobt.  

Das waren die Vorteile und Heraus-
forderungen der Zusammenarbeit
„Der Vorteil, mit einem agilen Start-up 
wie Sirius Digital zusammenzuarbeiten, 
besteht darin, dass auch Sonderwün-
sche und Anpassungen schnell in die 
Software eingebaut werden können,“ 
sagt Carina Cleven-Pawletko von der 
Kreisverwaltung Kleve.

Große Herausforderungen waren die 
Zeitschiene und die Komplexität der 
Case-Management-Anforderungen, hinzu 
kam die Pandemie-Situation. Dabei ha-
ben sich die einzelnen Akteure virtuell 
über den Inhalt und Aufbau der Datenfel-
der für die digitale Akte ausgetauscht 
und einen Konfigurationsworkshop durch-
geführt. Parallel konnten sie sich mit  
einem Testsystem auf der Plattform ver-
traut machen. Ergänzend wurden die 
Case Manager und die Administratoren 
geschult und bereits existierende Fälle 
importiert – um dann rechtzeitig mit der 
gewählten Konfiguration zu starten. „Da 
wäre es natürlich besser gewesen, sich 
öfter persönlich vor Ort abzustimmen. 
Aber mithilfe pandemiebedingter Online-
Meetings anstatt persönlicher Treffen hat 
es gut geklappt und das Projekt wurde 
schnell umgesetzt,“ so Carina Cleven-
Pawletko. 

Fazit zum Projekt
Bei der Konfiguration der Plattform ist man 
gezwungen, sich mit den Abläufen und 
Anforderungen des Case Managements 
strukturiert auseinanderzusetzen – und 
sich mit Fantasie vorzustellen, wie sich 
diese durch Digitalisierung vereinfachen 
und noch weiter verbessern lassen. 
Denn am Ende des Tages geht es darum, 
durch den Einsatz digitaler Hilfsmittel 
mehr Zeit für die Unterstützung der  
Zugewanderten zu haben und optimal 
helfen zu können. 
		  Tom Lawson, LQ Enterprise GmbH

Darum ging es in dem Projekt
Als große Kreisstadt hat die Stadt  
Hockenheim eine Vielzahl an Liegen-
schaften zu verwalten. Die PLAN4 Soft-
ware GmbH wurde damit beauftragt, zu-
künftig den Sanierungsstau der Liegen-
schaften zu erfassen und Sanierungen 
besser planbar zu machen. Das Ziel der 
Zusammenarbeit war es, einen Standard 
der Gebäudebegehungen sowie der  
Dokumentation zu erarbeiten. Auf des-
sen Grundlage wurden die Liegenschaf-
ten der Stadt Hockenheim mit der Soft-
ware „PLAN4 GebäudeCheck“ erfasst 
und bautechnisch bewertet. Jede Kom-
mune verfügt über eine Vielzahl an Lie-
genschaften und hat die Aufgabe, diese  
verantwortungsvoll zu betreuen. Dazu 
gehört die regelmäßige und sorgsame 
Objektbegehung als Voraussetzung des 
Werterhalts und der Wertsteigerung. 
Diesem Anspruch gerecht zu werden, 
stellt eine große Herausforderung dar. 
Genau an dieser Stelle setzt das digitale 
Tool „GebäudeCheck“ an. 

So ist das Projekt entstanden
Der Anstoß zum Einsatz der Software 
„GebäudeCheck“ kam aus dem Bereich 
Bau-Controlling der Stadt Hockenheim. 
Im Rahmen von Foren des Städtetags 
hatte sich zuvor eine Mitarbeiterin des 
Bau-Controllings mit Kolleginnen und 
Kollegen anderer Städte über zentrale  
Erfassungsmöglichkeiten im Liegen-
schaftsbereich ausgetauscht. Die Suche 
führte zum Start-up PLAN4, das seit fast 
vier Jahren mit dem Gemeindetag zu-
sammenarbeitet. Im Februar 2021 wurde 
die Software im Rathaus vorgestellt. 

Das waren die Vorteile und Heraus-
forderungen der Zusammenarbeit
„In der Stadtverwaltung Hockenheim 
freuen wir uns, mit der Software „Ge-
bäudeCheck“ einen weiteren Schritt hin 
zu einer digitalen Stadtverwaltung zu ma-
chen. Die Daten von heute sind das Gold 
und die Aktien von morgen“, veranschau-
licht es der Oberbürgermeister der Stadt, 
Marcus Zeitler. Sie seien Grundlage für 
alle Tätigkeiten, die die Stadt vollzieht. 

Das gelte insbesondere für den Erhalt 
des städtischen Gebäudebestands, der 
mancherorts einen dringenden Sanie-
rungsbedarf aufweist. Mit „Gebäude-
Check“ soll dieser gezielt angegangen 
werden, so Zeitler. Nur die genaue Kennt-
nis vom Zustand eines Objekts gewähr-
leiste eine effiziente und kostengünstige 
Sanierung und beuge bösen Überraschun-
gen vor, unterstreicht der Oberbürger-
meister. „Davon profitieren auch unsere 
Bürgerinnen und Bürger, weil die Sanie-
rung unserer kommunalen Gebäude so 
punktgenau angegangen werden kann.“

Fazit zum Projekt
Neben dem genauen Zustand des Ob-
jekts werden nun auf einen Blick auch die 
größten Kostenpositionen ersichtlich. Die 
Aufschlüsselung nach Kostengruppen 
und Gewerken bietet den städtischen 
Gremien Transparenz bei der Beratung: 
Wie setzt sich die Summe zusammen? 
Was ist am dringlichsten anzugehen? 
Dies stellt wiederum eine Verbesserung 
für die Budgeterstellung in der mittelfris-
tigen Finanzplanung dar. Das hilft auch 
dem Kämmerer, der über einen mehrjäh-
rigen Zeitraum seinen Haushalt aufstel-
len und Folgekosten einrechnen kann. 
Schließlich sollen die gesammelten Da-
ten auch die Erstellung einer Prioritäten-
liste erleichtern, die angesichts begrenz-
ter Haushaltsmittel unverzichtbar ist. Der 
Zugriff auf die Daten im Netzwerk ist zu-
gleich wesentlich unkomplizierter als die 
Einsicht in Akten, die zentral an einer 
Stelle gelagert werden. Das erleichtert 
außerdem die Kommunikation unter den 
Ämtern. Zudem kann auf diese Weise 
verhindert werden, dass Kenntnisse ver-
loren gehen, wenn langjährige Mitarbei-
ter in den Ruhestand wechseln. Auch bei 
Versicherungsfällen ist eine sorgfältige 
Dokumentation das A und O.   
	 Thorsten Harig, PLAN4 Software GmbH

20  RUNDBLICK

Das Start-up PLAN4 und die Stadtverwaltung Hockenheim:  
Software „PLAN4 GebäudeCheck“
Wie können die Liegenschaften einer Stadt digital verwaltet werden?
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Corporate Governance

Corporate Governance Kodex  
der Privatwirtschaft soll künftig 
Nachhaltigkeit betonen
Künftig sollen sich Vorstände und Auf-
sichtsräte von börsennotierten Unterneh-
men auch mit ökologischen und sozialen 
Risiken sowie ihren potenziellen Auswir-
kungen auf die Unternehmenstätigkeit 
befassen. Diese Aufgabenerweiterung 
geht aus dem im Januar 2022 veröffent-
lichten Entwurf einer Novelle des Deut-
schen Corporate Governance Kodex 
(DCGK) hervor. 

Nach dem Vorschlag der entsprechen-
den Regierungskommission soll der  
Vorstand dafür Sorge tragen, dass die 
Unternehmensstrategie „Auskunft darü-
ber“ gibt, inwieweit „die wirtschaftli
chen, ökologischen und sozialen Ziele in 
einem ausgewogenen Verhältnis umzu-
setzen sind“. Die Unternehmensplanung 
solle finanzielle und nachhaltigkeitsbezo-
gene Ziele enthalten. Auch das interne 
Kontroll- und Risikomanagementsystem 
des Unternehmens solle nicht nur auf  
finanzielle, sondern nun zusätzlich auch 
auf „nachhaltigkeitsbezogene Belange“ 
ausgerichtet sein. 

Der Aufsichtsrat soll der Kodexnovelle 
gemäß seine Überwachungstätigkeit um 
Nachhaltigkeitsaspekte erweitern. Dem 
Gremium wird aufgegeben, darauf zu 
achten, wie „ökologische und soziale 
Nachhaltigkeit bei der strategischen Aus-
richtung des Unternehmens und deren 
Umsetzung berücksichtigt wird“. Darüber 
hinaus soll er überwachen, dass strate
gische und operative Pläne sowie das 
Kontroll- und Risikomanagement nach-
haltigkeitsbezogene Ziele bzw. Belange 
enthalten. Kenntnisse und Erfahrungen 
mit Nachhaltigkeitsfragen sollen sich im 
personellen Kompetenzprofil des Auf-
sichtsrates spiegeln. Auch bei der Be
setzung des Vorsitzes im Prüfungsaus-
schuss sollen künftig Kenntnisse der 
Nachhaltigkeitsberichterstattung voraus-
gesetzt werden. 

Die geplante DCGK-Novelle würde dem 
Thema Nachhaltigkeit damit im Rahmen 
der Unternehmenssteuerung und -über-

wachung der Privatwirtschaft ein deut-
lich größeres Gewicht verleihen. Mög
licherweise wird dies auch für öffentliche 
Unternehmen eine verstärkte Ausstrahl-
wirkung bedeuten. Bei der großen Mehr-
zahl der rund 60 bestehenden Public  
Corporate Governance Kodizes (PCGK) 
zur Steuerung der Beteiligungsunterneh-
men von Bund, Ländern und Kommunen 
findet das Thema Nachhaltigkeitsma-
nagement bislang jedoch kaum oder 
überhaupt keine Erwähnung. Nur in ein-
zelnen dieser Regelwerke, wie dem 
PCGK des Bundes oder dem Hamburger 
Corporate Governance Kodex, werden 
Vorgaben zur nachhaltigen Unterneh-
mensführung bzw. zur Nachhaltigkeits-
berichterstattung nach einem anerkann-
ten Standard gemacht. Eine explizite 
Nachhaltigkeitsexpertise als Kriterium für 
die Aufsichtsratsbesetzung wird bislang 
nirgends eingefordert.

Im Rahmen einer öffentlichen Konsul
tation seien die geplanten Änderungen 
am Kodex laut einem Bericht der Börsen-
Zeitung vom 18.3.2022 auf „breite Ab-
lehnung bei Verbänden und Investoren-
vertretern“ gestoßen. Bemängelt wor-
den seien „begriffliche Unklarheiten, ein 
mit Blick auf laufende Regulierungsvor-
haben vorschnelles Agieren sowie unfle-
xible Vorgaben für die Unternehmen“.

Eine Übersicht der geplanten Kodexänderungen 
ist unter www.dcgk.de abrufbar. 

Digitalisierung

Rechnungshof: Fehlende Ziele  
bei Digitalstrategie des Bundes
Der Bundesrechnungshof (BRH) kritisiert 
in seinem Bericht an das Bundeskanzler-
amt „Koordinierung und Steuerung der 
digitalpolitischen Strategie der Bundes-
regierung“ vom 24.11.2021, dass die Bun-
desregierung bei ihrer Umsetzungsstra
tegie „Digitalisierung gestalten“ weder 
eine Zukunftsvision entwickelt habe noch 
die Digitalisierungsdefizite in Deutsch-
land analysiert habe. Stattdessen sei die 
Strategie lediglich eine Bestandsauf-
nahme von über 140 Digitalisierungsvor-
haben der Bundesministerien.
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Die Vorhaben seien untereinander nicht 
priorisiert, obwohl sie für den digitalen 
Wandel Deutschlands unterschiedlich 
bedeutsam seien. Die Ziele der Vorhaben 
waren dem BRH zufolge zudem oft nicht 
messbar. Deshalb fehle der Bundesre-
gierung die Grundlage, um die Vorhaben 
zu steuern und den Erfolg der Digitali
sierungsstrategie zu kontrollieren, so der 
Rechnungshofbericht.

Der BRH empfiehlt in diesem Zusam-
menhang auch, ein operatives Steue-
rungsgremium unterhalb des Kabinetts-
ausschusses Digitalisierung („Digital
kabinett“) zum Fortschrittscontrolling 
einzurichten.

Die amtierende Bundesregierung hat  
unterdessen angekündigt, bis zum Som-
mer 2022 eine neue Digitalstrategie ver-
abschieden zu wollen.

Der Bericht kann unter www.bundesrech-
nungshof.de abgerufen werden. Die Digita
lisierungsstrategie des Bundes sowie der  
aktuelle Umsetzungsstand sind unter  
https://www.bundesregierung.de/breg-de/ 
themen/digitalisierung/die-digitalstrategie- 
der-bundesregierung-1549554 einsehbar. 

Immer mehr KI-Anwendungen  
in Bundesbehörden
Viele Bundesministerien und nachgeord-
nete Behörden nutzen Systeme mit Kom-
ponenten von künstlicher Intelligenz (KI): 
Mehr als 80 Projekte laufen bereits in 
über 35 verschiedenen Behörden. Da
rüber hinaus befinden sich fast 200 KI-
Projekte in der Forschungs- oder Test-
phase. Dies geht aus einer Antwort der 
Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage 
der Fraktion Die Linke hervor. 

Eine Vielzahl der KI-Projekte seien im  
Gesundheitsbereich zu finden. Zu den 
nachgeordneten Behörden, die KI gezielt 
und explizit für automatisierte Entschei-
dungen oder Mustererkennungen nutz-
ten, zähle auch das Robert Koch-Institut. 
Unter anderem nutze dieses Daten aus  
sozialen Medien und (Online-)Zeitungs
artikeln, um mögliche Entwicklungen und 
potenzielle Ausbrüche von Infektions
krankheiten zu prognostizieren. 
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Auch in anderen Bereichen werde KI viel-
seitig eingesetzt: Im Bundeszentralamt 
für Steuern werde das Internet automati-
siert nach Hinweisen auf Umsatzsteuer-
betrug durchsucht. Die Generalzolldirek-
tion setzte Chatbots ein, die Bürgerinnen 
und Bürger bei allgemeinen Anfragen 
helfen sollen. 

Eine vollständige Auflistung aller Ministe-
rien und nachgeordneten Behörden, die 
KI-Tools einsetzen, sei nicht möglich, so 
die Bundesregierung. Bei bestimmten 
Behörden wie dem Bundesamt für Ver-
fassungsschutz und dem Bundeskrimi-
nalamt könne beispielsweise aus sicher-
heitsrelevanten Gründen keine Angabe 
über die genutzte KI gemacht werden.

Die Antwort der Bundesregierung kann  
unter https://www.bundestag.de kostenfrei  
heruntergeladen werden.  

Nutzerkonto des Bundes:  
Hessen und Saarland als Vorreiter
Die CIOs von Hessen und des Saarlands 
gaben im Februar 2022 bekannt, dass die 
beiden Bundesländer als erste das Nut-
zerkonto des Bundes einführen werden. 

Mit dem Nutzerkonto Bund (NKB) wird 
die zentrale Basiskomponente für die  
digitale Identifizierung und Authentifizie-
rung von Bürgerinnen und Bürgern im 
Rahmen der Umsetzung des Online
zugangsgesetzes zur Verfügung gestellt. 
Damit können verschiedene Verwal-
tungsleistungen von natürlichen Perso-
nen digital beantragt werden. Über das 
entsprechende Postfach des NKB kön-
nen mit Zustimmung des Nutzers rechts-
wirksam Bescheide bekannt gegeben 
werden.

In Hessen wird übergangsweise noch 
das eingerichtete Servicekonto Hessen 
zur Verfügung stehen, mit dem Bürgerin-
nen und Bürger verschiedene Leistun-
gen der Landes- und Kommunalverwal-
tungen online in Anspruch nehmen kön-
nen. Aktuell gibt es im Servicekonto 
Hessen, das von dem IT-Dienstleister 
des Landes betrieben wird, circa 10.000 
Konten. Geplant ist, das Servicekonto 
Hessen dann in den nächsten Monaten 
durch das NKB zu ersetzen.

„Die deutschlandweite Verwaltungsdigi-
talisierung wird nur gelingen, wenn diese 
effizient umgesetzt wird. Und hierzu  
gehört, Komponenten, die überall benö-
tigt werden, nicht 17-fach zu entwickeln 
und zu betreiben“, so der CIO des Saar-
lands.

Auf kommunaler Ebene war laut Anga-
ben des Bundes die bayerische Stadt 
Fürth die Vorreiterin bei der Anbindung 
an das Nutzerkonto Bund. Dort haben  
die Bürgerinnen und Bürger auf dem  
Serviceportal der Stadt die Wahl, sich 
mithilfe des NKB oder der BayernID zu 
identifizieren.  

Innovation im öffentlichen Sektor: 
Scheitern gehört dazu
Der Innovations-Inkubator der franzö
sischen Regierung „beta.gouv“ wurde 
2013 ins Leben gerufen, um mit agilen 
Methoden digitale Lösungen für die  
öffentliche Verwaltung zu entwickeln. Im 
Rahmen einer Analyse des Centre for  
Digital Governance an der Hertie School 
in Berlin wurde nun untersucht, wie viele 
der dort gestarteten Projekte tatsächlich 
zum Abschluss gebracht wurden: Von 
263 innerhalb des Inkubators gegründe-
ten Start-ups haben nur sechs Prozent 
die letzte Entwicklungsphase erreicht 
und wurden auf nationaler Ebene ska-
liert. 

Die Analyse zeigt, dass im Rahmen eines 
Innovationsprozesses nicht alle Ideen 
oder begonnenen Projekte erfolgreich 
sind und eines Tages in der Praxis zur  
Anwendung kommen. Einige Projekte 
scheitern bereits in den ersten Entwick-
lungsphasen, andere zum Zeitpunkt der 
Implementierung. Dieses Scheitern ist 
der Trial-and-Error-Methode inhärent.

So werde „beta.gouv“ von der Öffent-
lichkeit als sehr positives Programm 
wahrgenommen, das bereits einige in 
Frankreich bekannte und viel genutzte 
neue Verwaltungslösungen hervorge-
bracht hat. Die neue Fehlerkultur, der  
offene Kollaborationsansatz, durch den 
auch öffentlich Bedienstete und die Zivil-
gesellschaft in die Entwicklungsarbeit 
eingebunden werden, und die politische 
Unterstützung durch den französischen 
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Präsidenten zählen laut Publikation der 
Hertie School zu den Erfolgsfaktoren des 
Programms. 

Warum schwächelt das E-Govern-
ment? Ifo-Studie ermittelt Gründe 
Nur im Mittelfeld ist sie angesiedelt – die 
Innovationsfähigkeit Deutschlands im 
Vergleich zu anderen Ländern. Einer der 
Gründe: Die seit Jahren rückläufige und 
insgesamt niedrige Gründungsrate. Unter-
durchschnittlich schneidet Deutschland 
auch ab bei digitalen Dienstleistungen 
der öffentlichen Verwaltung – also im  
Bereich E-Government. Dies sind die 
Kernergebnisse einer Benchmarking-
Studie des Ifo-Instituts im Auftrag der 
IHK München und Oberbayern, die im 
November 2021 erschienen ist. 

Für die Untersuchung wurden unter  
anderem der Sektor der Informations- 
und Kommunikationstechnologie sowie 
plattformbasierte Geschäftsmodelle un-
tersucht. Dazu wurden detaillierte Ver
gleiche mit bekannten internationalen  
Digitalisierungsvorreitern wie Estland, 
Dänemark, Israel und den USA gezogen. 

Ein Teil der Analyse widmet sich den Ent-
wicklungen im Bereich E-Government. 
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Dort offenbart sich Nachholbedarf in  
verschiedenen Bereichen, etwa bei der 
Nutzerfreundlichkeit digitaler Verwal-
tungsdienstleistungen sowie beim Da-
tenaustausch zwischen Behörden und 
bei digitalen Angeboten für Unterneh-
men. Angebote seien nicht ausreichend 
bekannt und würden – wo vorhanden – 
kaum genutzt. Für eine Bürokratiekosten 
sparende einmalige Eingabe von Daten 
nach dem Once-Only-Prinzip fehle noch 
der zwischenbehördliche Datenaus-
tausch. Dieser werde durch die föderalen 
Strukturen erschwert. 

Nach Ansicht der Studienautoren liegen 
die Hauptursachen für das schlechte  
Abschneiden Deutschlands in fehlenden 
Entscheidungskompetenzen seitens der 
föderalen Strukturen, in einer mangeln-
den innovationsorientierten Beschaffung 
im öffentlichen Sektor und in fehlenden 
digitalen Kompetenzen bei den Beschäf-
tigten der öffentlichen Verwaltung. 

Um das E-Government in Deutschland 
zu verbessern, mahnen die Studien
autoren unter anderem die fristgerechte 
Umsetzung des Onlinezugangsgesetzes 
und die Stärkung der föderalen Entschei-
dungskompetenzen für Digitalisierungs-
vorhaben an. Um den Austausch zwi-

schen den Verwaltungen der Kommunen 
und denen der Länder sowie zu den Nut-
zern – Bürgerinnen und Bürger sowie  
Unternehmen – zu erleichtern, seien dar-
über hinaus über die föderalen Struktu-
ren hinweg Standards, Schnittstellen,  
Basiskomponenten und Portale nötig. 

Die Studie „Benchmarking – Digitalisierung  
in Deutschland“ ist verfügbar auf der Website 
des ifo Instituts: www.ifo.de  

Wie Datensicherheit in vernetzten, 
smarten Städten gelingen kann
Weltweit versuchen Kommunen, sich zu 
smarten Cities weiterzuentwickeln und 
intelligente Vernetzungen und Verknüp-
fungen von Daten vorzunehmen. Die Vor-
haben bergen aber auch ein Risiko: Fehlt 
es an ausreichender Sicherheit, werden 
die vernetzten Städte für Cyberangriffe 
anfällig. Das Bundesamt für Sicherheit in 
der Informationstechnik (BSI) gibt daher 
in einer aktuellen Publikation Hinweise 
für Kommunen, was bei der schrittwei-
sen Umsetzung von Smart-City-Vorha-
ben zu beachten ist. 

Die vier Handlungsempfehlungen unter-
scheiden jeweils zwischen organisatori-
schen und prozessualen sowie techni-
schen Empfehlungen für die einzelnen 
Phasen der Projektumsetzung – von den 
Experimentier- und Planungsabschnitten 
bis hin zur Implementierung und zum  
Betrieb. So wird etwa das Erarbeiten ei-
ner Digitalisierungsstrategie angeraten, 
um einen nachhaltigen Digitalisierungs-
prozess inklusive der dafür notwendigen 
übergeordneten Steuerung zu etablieren. 
Neben der Identifizierung von wesent
lichen Rollen und Stakeholdern für ein 
strukturiertes Vorgehen wird außerdem 
angeregt, Schutzbedarf bzw. Schutzziele 
der verarbeiteten Daten und Informa
tionen zu ermitteln, damit notwendige  
Sicherheitsmaßnahmen identifiziert und 
umgesetzt werden können.

Die Empfehlungen basieren auf den  
Ergebnissen des BSI-Projekts „Secure  
Municipal IoT Infrastrukturen“. Im Rah-
men dessen wurde die Informations
sicherheit bestehender Smart-City- 
Projekte analysiert, um die Ergebnisse  
für zukünftige kommunale Projekte im 
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Eigenanteil und eine zeitintensive Umset-
zung als Hemmnisse für eine Inanspruch-
nahme der Fördermittel genannt.

Um dies künftig zu ändern, haben die  
Autorinnen und Autoren der Studie einen 
8-Punkte-Plan für erfolgreiche Förder
programme entworfen. Sie empfehlen 
zum Beispiel die Einrichtung einer zentra-
len Informationsplattform, die Umsetzung 
einer Lotsenfunktion und einen Verzicht 
auf nicht zwingend notwendige Antrags- 
und Nachweispflichten.

Für die Studie wurden 346 Vertreterinnen 
und Vertreter fördermittelausgebender 
oder -annehmender Stellen online befragt, 
darunter 302 Fördernehmende auf kom-
munaler Ebene. Darüber hinaus wurden 
34 Interviews mit Führungskräften sowie 
Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern in Kom-
munalverwaltungen und mit Förderexper-
tinnen und -experten geführt.

Mehr Informationen zur kostenfreien Studie 
„Analyse der kommunalen Förderlandschaft“ 
finden sich unter www.staedtetag.de. 

Verwaltungsmodernisierung

Transparenzkommission kritisiert 
Bürokratie-Dschungel in NRW 
Zahlreiche Fälle der Über- und Unterregu-
lierung in der kommunalen Aufgabener-
füllung bilden ein politisches Steuerungs-
problem, welches viele Nachteile für die 
Bürgerinnen und Bürger bringt. Dies 
stellt die 2019 von der Landesregierung 
Nordrhein-Westfalen zum weiteren Büro-
kratie-Abbau und zur Standard-Überprü-
fung eingesetzte „Transparenzkommis-
sion“ in ihrem Abschlussbericht vom  
November 2021 fest. Zweieinhalb Jahre 
lang haben die Mitglieder der Kommis-
sion das Zusammenspiel zwischen dem 
Land und den Kommunen untersucht 
und dabei 63 konkrete Maßnahmenemp-
fehlungen zur Stärkung der finanziellen 
und organisatorischen Freiheiten der 
kommunalen Selbstverwaltung aufge-
stellt. Die Empfehlungen bilden einen 
Querschnitt über die verschiedenen Res-
sorts der Landesministerien.

sehen, gibt es bislang vielerorts noch 
keine Wettbewerbssituation in Bezug auf 
das örtliche Glasfasernetz. Als Haupt-
grund gelten Konflikte um „angemes-
sene“ Durchleitungsgebühren. Die Bun-
desnetzagentur möchte laut ihrem Ent-
wurf einer Regulierungsverfügung vom 
Oktober 2021 allerdings davon absehen, 
die Durchleitungsgebühren, die die der-
zeit noch marktbeherrschende Telekom 
erhebt, grundsätzlich einer sogenannten 
Ex-ante-Prüfung zu unterziehen. Die Ge-
bühren sollen demnach nur bei Auffäl
ligkeiten überprüft werden („Regulierung 
light“).

Detaillierte Befragungsergebnisse können unter 
www.buglas.de heruntergeladen werden.  

Öffentliche Finanzwirtschaft

8-Punkte-Plan für erfolgreiche  
Förderprogramme
In Deutschland gibt es für Kommunen 
eine Vielzahl unterschiedlicher Förderpro-
gramme von verschiedenen Förderstel-
len. Oftmals rufen Kommunen diese drin-
gend benötigten Fördermittel jedoch nicht 
ab. Gründe hierfür seien unter anderem 
fehlende Erfahrung in der Fördermittel
beantragung und mangelnde personelle 
Ressourcen. Dies zeigt die Studie „Ana-
lyse der kommunalen Förderlandschaft“ 
der PD – Berater der öffentlichen Hand 
GmbH und des Deutschen Städtetages. 
Darin wird ein auf der Grundlage von  
Onlinebefragungen und Interviews ent
wickelter 8-Punkte-Plan für die Ausgestal-
tung bedarfsgerechter Förderprogramme 
vorgestellt.

Von 2.600 Förderprogrammen in der För-
derdatenbank des Bundes seien knapp 
900 für Kommunen bestimmt – darunter 
Programme der Bundesländer, des Bun-
des und der EU sowie sonstiger Förder-
stellen und Projektträger. Fast 60 Prozent 
der befragten, überwiegend kommunalen, 
fördernehmenden Stellen gaben im Rah-
men der Studie jedoch an, bereits auf eine 
Beantragung verfügbarer Fördermittel  
verzichtet zu haben. Dabei wurden insbe-
sondere komplizierte Antragsverfahren, zu 
kurze Programmlaufzeiten, ein zu hoher 

Bereich des Internet of Things (IoT) anwen-
den zu können.

Die Publikation „Smart Cities/Smart Regions – 
Informationssicherheit für IoT-Infrastrukturen“ 
ist auf der Website des BSI verfügbar:  
https://www.bsi.bund.de  

Infrastruktur

Glasfaserausbau: Hohe Bereitschaft 
zu Kooperation und Open Access
In diesem Jahr planen 85 Prozent der 
kommunalen und regionalen Telekom-
munikationsunternehmen eine Steige-
rung ihrer Ausbauaktivitäten im Glasfa-
serbereich, nachdem 2021 der Ausbau 
vor allem pandemiebedingt ins Stocken 
geraten war. Fast zwei Drittel der Unter-
nehmen bieten dabei bereits anderen 
Anbietern einen offenen und diskriminie-
rungsfreien Netzzugang („Open Access“) 
an, weitere 16 Prozent planen dies  
zeitnah. Das zeigt eine im Februar 2022 
veröffentlichte Umfrage des Verbands 
Kommunaler Unternehmen (VKU) und 
des Bundesverbands Glasfaseranschluss 
(BUGLAS) unter ihren Mitgliedsunter-
nehmen. 

Glasfasernetze, die bis in die Wohn- und 
Geschäftsgebäude reichen, sind eine 
wichtige Voraussetzung für schnelles  
Internet in der Stadt und auf dem Land. 
Großes Potenzial für Fortschritt beim 
Glasfaserausbau liegt dem VKU und dem 
BUGLAS zufolge dabei in Ausbaukoope-
rationen und Open Access – man müsse 
weg vom Wettbewerb zwischen den 
Netzen hin zum Wettbewerb auf dem 
Netz. Hierdurch könne wirkungsvoll der 
Ausbau in die Fläche vorangetrieben so-
wie Doppel- und Überbau vermieden 
werden. Bürgerinnen und Bürger könnten 
dadurch mehr Wahlfreiheit bei den Anbie-
tern und durch eine bessere Refinanzie-
rung des Netzausbaus auch günstigere 
Preise erhalten, so die Verbände.

Obwohl die Förderbestimmungen der 
Breitbandbeihilfen von Bund und Ländern 
eine Open-Access-Verpflichtung für alle 
geförderten Breitbandnetze zu fairen,  
diskriminierungsfreien Konditionen vor-
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xibilität, eine bessere Ausstattung sowie 
mehr Anerkennung und Wertschätzung. 
Fast die Hälfte der Befragten gab an, 
dass sie von ihren Führungskräften kaum 
oder keine Wertschätzung erhalte. Über 
die Hälfte fand zudem, dass Vorgesetzte 
keine Entwicklungsmöglichkeiten im Job 
aufzeigten. Ein Ausbaubedarf zeigt sich 
zudem im Bereich der Wirkungsorientie-
rung. So seien die Ziele der eigenen Be-
hörde den Beschäftigten oftmals nicht 
vollumfänglich bekannt. Hinsichtlich der 
Arbeitsbedingungen zeigt sich, dass nach 
wie vor fast zwei Drittel der Beschäftig-
ten ein Einzelbüro in der Behörde favori-
sieren.

Für die Studie wurden deutschlandweit 
fast 7.500 Verwaltungsmitarbeiterinnen 
und -mitarbeiter des Bundes, der Länder 
und der Kommunen befragt. Die Bundes-
ebene sowie der gehobene Dienst wa-
ren dabei besonders stark vertreten. Die 
Studie wurde durch die Beratungsagen-
tur Next:Public mit wissenschaftlicher 
Begleitung der Hertie School realisiert 
und unter anderem vom Bundesinnen
ministerium, dem Deutschen Beamten-
bund und dem Deutschen Gewerk-
schaftsbund unterstützt. 

Der Studienbericht kann unter https://next
public.de/bleibebarometer-oeffentlicher-dienst 
heruntergeladen werden. 

Mehr weibliche Spitzenkräfte in  
der Verwaltungselite
Der Frauenanteil auf Staatssekretärs
ebene in der Bundesverwaltung hat in 
den letzten 25 Jahren deutlich zugenom-
men. In der aktuellen Bundesregierung 
sind mehr als 40 Prozent der Spitzen
beamten weiblich. Zum Vergleich: 2021 
betrug der Frauenanteil in den Vorstän-
den der DAX-Unternehmen 17,5 Prozent. 

Forscherinnen und Forscher der Univer-
sität Kassel sehen darin einen Wandel in 
der Verwaltungselite. Gab es Ende der 
1990er Jahre mit der Abwahl von Helmut 
Kohl fast ausschließlich männliche Be-
amte in Bundesministerien – weniger als 
zwei Prozent waren Frauen – erhöhte 
sich der Anteil unter Gerhard Schröder 
auf rund neun Prozent. Unter Angela 
Merkel stieg der Frauenanteil an Staats-

Die Transparenzkommission stellt im Be-
richt klar, dass etliche Fördermöglichkei-
ten für nötige Modernisierungsmaßnah-
men auf staatlicher Ebene existieren.  
Allerdings seien die Ausschreibungsver-
fahren und Förderanträge so komplex, 
dass es vielen Kommunen an Personal 
fehle, um sich an den Förderungsverfah-
ren zu beteiligen. Die Kommission plä-
diert deshalb für eine Vereinfachung der 
Förderverfahren.  

Handlungsbedarf ergibt sich aus Sicht 
der Expertinnen und Experten zudem im 
Bereich der Digitalisierung: „Die Chan-
cen der Digitalisierung für die kommu-
nale Aufgabenerfüllung werden bislang 
nicht annähernd ausgeschöpft“, heißt es 
im Bericht. Wichtig seien Vorgaben von 
Bund und Land zur Standardisierung von 
digitalen Verwaltungsvorgängen, sodass 
zukünftig Insellösungen in einzelnen  
Behörden verhindert werden können. 
Um die Sicherheit gegen Cyberangriffe 
zu optimieren, wird unter anderem eine 
Meldepflicht von Hackerangriffen gefor-
dert. 

Das Ministerium für Heimat, Kommuna-
les, Bau und Gleichstellung des Landes 
Nordrhein-Westfalen sagte zu, sorgfältig 
zu prüfen, welche Ratschläge der Exper-
tinnen und Experten umgesetzt werden 
können.

Eine Kurzversion des Abschlussberichts  
der Transparenzkommission findet sich unter 
https://www.mhkbg.nrw. 

Die Kommune der Zukunft aus  
Bürgersicht – eine „Urbane Wildnis“
Viele Grünflächen, weniger Abfall, mehr 
Artenvielfalt – die Wünsche der Bevölke-
rung für ihre Stadt der Zukunft unter-
scheiden sich deutlich vom heutigen 
Städtebild. Dies sind die Ergebnisse  
einer repräsentativen Bevölkerungsbefra-
gung der Bertelsmann Stiftung und des 
Deutschen Instituts für Urbanistik (Difu).

Die Studie geht unter anderem den Fra-
gen nach, wie die Menschen sich zukünf-
tig „ihre“ Stadt vorstellen, welche Visio-
nen sie teilen und welche Schritte zur 
Umsetzung bereits erfolgt sind. Anhand 
von neun Stadtvisionen wird untersucht, 

welche Stadttypen – von „Smart City“ 
über die „Autofreie Stadt“ bis hin zu 
„Wohnraum für alle“ – sich die Men-
schen vorstellen und wie sie diese be-
werten. 

Die „Urbane Wildnis“ – eine Kommune, 
die diverse natürliche Lebensräume bie-
tet sowie Flora und Fauna schützt – sei 
für die deutsche Bevölkerung die bevor-
zugte Zukunftsvision ihrer Stadt. Dicht 
gefolgt werde diese von den Vorstellun-
gen einer „Abfallfreien Stadt“ und einer 
Stadt, die „Wohnraum für alle“ schafft. 

Laut Studie unterscheiden sich in einigen 
Aspekten die Zukunftsvisionen der Jün-
geren im Alter von 14 bis 27 Jahren deut-
lich von denen der befragten Gesamtbe-
völkerung: Klima, Umwelt und Energie 
seien ihnen besonders wichtig. Auch 
sprechen sie deutlich häufiger soziale 
Thematiken und gesellschaftliches Mitei-
nander im Zusammenhang mit ihrer Ver-
sion einer Zukunftsstadt an. 

Die gesamte Studie kann unter https://difu.de 
heruntergeladen werden. 
 

Öffentliches Personalwesen

„Bleibebarometer Öffentlicher 
Dienst“: Beschäftigte zufrieden, 
aber Wechsel nicht ausgeschlossen
Eine große Mehrheit der Verwaltungsmit-
arbeiterinnen und -mitarbeiter in Deutsch-
land empfindet die eigene Arbeit als 
wichtig, interessant und abwechslungs-
reich. Überwiegend positiv bewerten 
diese zudem das Arbeitsklima sowie den 
gesellschaftlichen Beitrag der Arbeit. 
Dennoch können sich 80 Prozent der Be-
schäftigten vorstellen, den Arbeitgeber 
zu wechseln – knapp ein Drittel auch zu 
einem Arbeitgeber in der Privatwirt-
schaft. Das sind die zentralen Ergebnisse 
der Studie „Bleibebarometer Öffent
licher Dienst“, die im Januar 2022 veröf-
fentlicht wurde. 

Von einem etwaigen Wechsel in die Pri-
vatwirtschaft erwarteten die Beschäftig-
ten des öffentlichen Dienstes vor allem 
eine bessere Bezahlung, eine höhere Fle-
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sekretären auf mehr als 20 Prozent zum 
Ende ihrer dritten Amtszeit. Dieser Anteil 
hat sich in der aktuellen Regierung von 
Bundeskanzler Olaf Scholz nun nochmals 
verdoppelt.

Dies ist ein Teilergebnis des umfangrei-
chen Forschungsprojekts der Universität 
Kassel, das von der Bundesbeauftragten 
für Kultur und Medien gefördert wurde. 
Seit 2017 untersuchten Forscherinnen 
und Forscher fast 3.600 Karriere-Biogra-
fien von der Kaiserzeit bis in die Gegen-
wart. Der Forschungsschwerpunkt lag 
auf der Analyse der Rolle der Ministerial-
verwaltung in Systemtransformationen. 
Die zentralen Forschungsfragen lauteten: 
„Inwiefern wurde Spitzenpersonal in 
zentralstaatlichen Ministerien nach politi-
schen Umbrüchen beibehalten oder aus-
getauscht?“ und „Wie setzte es sich zu-
sammen?“ Die Studie hat darüber hinaus 
weitere Aspekte untersucht, unter ande-
rem die Entwicklung des Frauenanteils 
bei west- und ostdeutschen Bundesbe-
amten seit der Wiedervereinigung sowie 
das Bildungsniveau von Regierungsmit-
gliedern in BRD und DDR. 

Alle Analyseergebnisse des Forschungs
projekts „Neue Eliten – etabliertes Personal?  
(Dis-)Kontinuitäten deutscher Ministerien in  
Systemtransformationen“ sind auf der Website 
der Universität Kassel verfügbar: https://kobra.
uni-kassel.de/handle/123456789/11789. 

ÖPNV

Bundesrechnungshof: Reform der 
ÖPNV-Finanzierung notwendig
Der Bundesrechnungshof (BRH) sieht  
erheblichen Reformbedarf bei der Finan-
zierung des Öffentlichen Personennah-
verkehrs (ÖPNV). Obwohl der ÖPNV 
grundsätzlich Länderaufgabe ist, finan-
ziert ihn der Bund immer stärker mit, kriti-
siert der BRH in seinem Sonderbericht 
vom Februar 2022.

Der Bund gebe Milliardenmittel in Form 
verschiedenster Instrumente – wie bei-
spielsweise Steuervergünstigungen oder 
Sonderzahlungen – an die Länder für den 
ÖPNV. Hierüber habe der Bund den Ge-

samtüberblick verloren. Es gebe keine 
Stelle, die dies zentral nachhalte. Somit 
könne der Bund die Wirkungen seiner  
unterschiedlichen Maßnahmen weder 
koordinieren noch anpassen. 

Der Rechnungshof fordert deshalb den 
Bund dazu auf, die bestehenden Finan-
zierungsinstrumente zu bereinigen, so-
genannte Mischfinanzierungen abzu-
bauen und als Fördergrundlage ein ein-
heitliches ÖPNV-Gesetz zu erarbeiten. 
Nur so könne der Bund seine Maßnah-
men aufeinander abstimmen und über-
prüfen, ob das Geld – mit Blick auf die 
verkehrs- und klimapolitischen Ziele – 
wirksam und wirtschaftlich eingesetzt 
werde.

Die Bundesregierung hat zugesagt, die 
wesentlichen Empfehlungen des Bun-
desrechnungshofes zu prüfen.
 
Download des vollständigen Sonder- 
berichts des Bundesrechnungshofs unter  
www.bundesrechnungshof.de. 

PUBLIC GOVERNANCE  Frühjahr 2022

26  AKTUELLES AUS VERWALTUNGSWIRTSCHAFT UND ÖFFENTLICHEN UNTERNEHMEN

Speyerer Corporate-Governance-
Tagung im Zeichen der Personal 
Governance
„Leitung und Steuerung öffentlicher Un-
ternehmen – Chancen für Städte und 
Kommunen sowie Bund und Länder“, un-
ter diesem Motto fand am 4. und 5.4.2022 
die 9. Speyerer Tagung zu Public Corpo-
rate Governance in einem virtuellen For-
mat statt. Im Mittelpunkt der diesjäh
rigen Veranstaltung standen nach Aussa-
gen der Veranstalterin, Prof. Dr. Michèle 
Morner von der Deutschen Universität 
für Verwaltungswissenschaften, unter 
anderem Herausforderungen strategi-
scher Steuerung, Public Leadership und 
Aufsichtsratsarbeit in turbulenten Zeiten 
sowie Corporate Governance und Com-
pliance im Rahmen von EU-Regulierun-
gen. Traditionell versteht sich die Tagung 
als Forum des Beteiligungsmanagements 
von Bund, Ländern und Kommunen. 

Zum Programm gehörten unter anderem 
ein Podium zur Aufsichtsratsqualifizie-
rung und ein Panel zum strategischen 
Management. Abgeschlossen wurde die 
Tagung durch den „PCG-Zukunfts-Slam“ 
mit zweiminütigen Impulsvorschlägen 
dazu, was die Public Corporate Gover-
nance in den kommenden Jahren voran-
bringen kann. 

Das Institut für den öffentlichen Sektor 
war durch seinen Geschäftsführer Ferdi-
nand Schuster zweimal im Programm 
vertreten. Schuster moderierte eine di
gitale Podiumsdiskussion zum Thema 
„Governance-Leitlinien für die Geschäfts-
leitung öffentlicher Unternehmen“ mit 
Prof. Dr. Claudia Leimkühler von der Nor
thern Business School, dem Corporate-
Governance-Experten Rudolf X. Ruter 
und Prof. Dr. Klaus-Michael Ahrend, Vor-
stand der HEAG Holding AG. Diskutiert 

wurde unter anderem die Frage, ob die 
traditionell in Form von Kodizes festge-
schriebene Public Corporate Governance 
noch Verbesserungspotenzial erwarten 
lässt. Beklagt wurde in diesem Zusam-
menhang die bisher geringe Verbreitung 
von Public Corporate Governance Kodi-
zes. Alle Diskutanten betonten im Laufe 
des Gesprächs die Bedeutung von per-
sönlicher Haltung der jeweiligen Mitglie-
der der Geschäftsleitung, von sorgfäl
tiger Auswahl und gezieltem Coaching 
von Aufsichtsratsmitgliedern sowie von 
begleitendem Mentoring. In seinem Bei-
trag für den „Zukunfts-Slam“ griff Ferdi-
nand Schuster diese Gedanken auf und 
appellierte an die Gäste der Tagung, für 
Aufsichtsräte und Geschäftsleitungen 
gute Vorbilder zu sein.  

IN EIGENER SACHE
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